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Dez. II Rotenburg (W.), 15.10.24

Bericht zum aktuellen Sachstand der Umsetzung des Bedarfsplans für den 

Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (W.)

1. Vermerk:

Vorbemerkung:

Dieser Sachstandsbericht basiert auf dem Sachstandsbericht vom 22.09.2023, der am 15.11.2023 im 

Ausschuss für Feuerschutz und Rettungsdienst vorgestellt wurde. Ausführungen, die nach wie vor 

aktuell sind, z. B. zur Rechtslage, sind daher unverändert, Änderungen, die sich gegenüber dem Vorjahr 

ergeben haben, sind daher in gelb hervorgehoben, nicht mehr Zutreffendes wurde gelöscht.

a) Rechtlicher Hintergrund

Als Träger des Rettungsdienstes hat der Landkreis den Sicherstellungsauftrag für die Versorgung der 

Bevölkerung mit Leistungen des Rettungsdienstes, insbes. der Notfallrettung und des qualifizierten 

Krankentransports (§ 2 Nds. Rettungsdienstgesetz - NRettDG). Zur Frage, wie eine bedarfsgerechte und 

wirtschaftliche Versorgung der Bevölkerung mit leistungsfähigen Einrichtungen des Rettungsdienstes 

sichergestellt werden soll, hat der Träger einen Plan aufzustellen und regelmäßig fortzuschreiben (§ 4 

Abs. 6 NRettDG), den Bedarfsplan für den Rettungsdienst.

Mit der Durchführung des Rettungsdienstes im Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (W.) ist 

der DRK-Kreisverband Bremervörde e.V. beauftragt. Gleichwohl verbleiben der Sicherstellungsauftrag 

und damit auch die Bedarfsplanung beim Landkreis als Träger. Eine Delegation auf Dritte ist nicht 

möglich, so dass der Landkreis rechtlich in der Verantwortung steht für die bedarfsgerechte 

Versorgung der Bevölkerung mit Leistungen des Rettungsdienstes.

Als Besonderheit aufgrund eines früheren Bürgerentscheids ist zu beachten, dass die Bedarfsplanung 

im Landkreis Rotenburg (Wümme) zweigeteilt erfolgt: zum einen bezogen auf die 7 

Versorgungsbereiche, welche von den Kostenträgern als bedarfsgerecht anerkannt werden, zum 

anderen bezogen auf die tatsächlich vorgehaltenen 9 Rettungswachen.

b) Inhaltliche Ausgestaltung des Bedarfsplans und Beschlussfassung

Am 21.12.2021 hat der Kreistag den aktuell gültigen Bedarfsplan für den Rettungsdienstbereich 

Landkreis Rotenburg (W.) beschlossen. Mit Rücksicht auf die äußerst angespannte personelle Situation 

des mit der Durchführung des Rettungsdienstes beauftragten DRK-Kreisverbands Bremervörde e.V. 

(folgend: Beauftragter) wurde ein Inkrafttreten des Bedarfsplans zum 01.09.22 beschlossen. 

Ursprünglich war der 01.04.2022 vorgesehen, der Beauftragte hatte jedoch während der laufenden 

politischen Beratungen mitgeteilt, dass er dieses Datum aufgrund der geringen Personalkapazitäten 

nicht würde einhalten können. Mit Rücksicht darauf wurde das spätere Datum gewählt.
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Inhaltlich basiert der Bedarfsplan auf zwei Sachverständigengutachten der Fa. Forplan Dr. Schmiedel 

GmbH, mit denen die Einsatzdaten des Rettungsdienstes für den Zeitraum 01.01.2018 - 31.12.2019 

sowie den Zeitraum 01.03.2020 - 28.02.2021 ausgewertet wurden.

Gegenüber der vorherigen Rettungsmittelvorhaltung ergeben sich aus den 

Sachverständigengutachten folgende maßgebliche Änderungen:

• An den Rettungswachen Sittensen, Visselhövede und Sottrum ist jeweils zeitabhängig ein 2. 

RTW vorzuhalten.

• Die 2. RTW an den Rettungswachen Rotenburg und Bremervörde wären nicht mehr 

durchgehend, sondern ebenfalls nur noch zeitabhängig zu besetzen. Hier wurde jedoch 

aufgrund abweichender politischer Beschlussfassung des Kreistags der Entwurf des 

Bedarfsplans dahingehend geändert, dass diese Fahrzeuge weiterhin durchgehend zu 

besetzen sind. Der 2. RTW am Standort Zeven, ist gemäß Kreistags-Beschluss zum Oste-Med- 

Strukturkonzept bereits seit 2018 ebenfalls durchgehend zu besetzen, obwohl dies nach der 

gutachterlichen Auswertung der Einsatzzahlen nicht erforderlich wäre. Insgesamt ergeben sich 

aufgrund der durchgehenden Besetzung der genannten drei Fahrzeuge 120 

Rettungsmittelvorhaltestunden in der Woche, die gemäß politischer Beschlusslage zusätzlich 

zu besetzen sind (und aus dem Kreishaushalt finanziert werden).

Die Bedarfsplanung des Sachverständigen basiert aufgrund einer entsprechenden Abstimmung mit 

den Kostenträgern grundsätzlich auf einer 8-Stunden-Schichten-Betrachtung. Der Dienstplan des 

Beauftragten basiert auf 12-Stunden-Schichten. Teilweise ergaben die Berechnungen des Gutachters 

in diesem Bedarfsgutachten 4-Stunden-Schichten, die zur besseren Verträglichkeit in der Umsetzung 

bereits in Kombination mit der 12-Stunden-Schicht eines anderen Fahrzeugs zu 8-Stunden-Schichten 

verschnitten wurden.

c) Umsetzung des Bedarfsplans

Mit Schreiben vom 05.07.2022 hat der Beauftragte darauf hingewiesen, dass nach wie vor erhebliche 

personelle Engpässe bestünden und ihm, aller Voraussicht nach, eine Umsetzung des Bedarfsplans 

auch zum 01.09.2022 nur bedingt möglich sein werde - explizit die Besetzung der drei zusätzlichen 

RTW sei nur sehr begrenzt möglich. Die Besetzung des 2. RTW in Sottrum sei aufgrund Personalmangels 

insbesondere im Bereich der Notfallsanitäter nicht möglich. Als Ersatz für den 2. RTW in Sottrum könne 

allerdings ein 3. KTW an der Rettungswache Rotenburg in Dienst genommen werden. Bei der 

Besetzung der 2. RTW in Sittensen, Visselhövede und Lauenbrück stimme die Arbeitnehmervertretung 

den hierfür notwendigen 8-Stunden-Schichten nicht zu, da ansonsten in 12-Stunden-Schichten 

gearbeitet würde.

Seitens des Landkreises wurden daraufhin im Jahr 2022 folgende Maßnahmen ergriffen:

• Zunächst wurde das Sachverständigenbüro Forplan Dr. Schmiedel GmbH erneut mit einem 

Kurzgutachten zu den Umsetzungsvorschlägen beauftragt. Als wesentliche Aussage ist diesem zu 

entnehmen, dass eine RTW-Vorhaltung nicht durch eine KTW-Vorhaltung zu ersetzen ist und die 

Umsetzungsvorschläge des Beauftragten daher nicht geeignet sind, die bedarfsgerechte
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Fahrzeugvorhaltung an der Rettungswache Sottrum zu gewährleisten. Außerdem wird in 

verschiedenen Berechnungen dargelegt, dass weder die Umsetzung eines 12-Stunden-Dienstplans 

noch die Bemessung des Bedarfs auf der Basis von 12-Stunden-Bemessungsintervallen geeignet 

sind, die Problematik zu lösen. Vielmehr führten beide zu einer Ausweitung der nicht 

bedarfsgerechten Fahrzeugvorhaltung, die sich vor dem Hintergrund der Personalsituation nicht 

umsetzen ließe.

• Zu rechtlichen Fragestellungen wurde Beratung durch Herrn Rechtsanwalt Kuffer, München 

(bundesweit bekannt für seine Expertise in Fragen des Rechts der Behörden und Organisationen 

mit Sicherheitsaufgaben), in Anspruch genommen.

• Gemeinsam mit dem Geschäftsführer des Beauftragten hat die Unterzeichnerin im September 

2022 an einer Sitzung des Betriebsrats des Beauftragten teilgenommen, in der die Umsetzung des 

Bedarfsplans erörtert wurde. Dieser hat im weiteren Verlauf den Rahmendienstplänen inkl. der 8- 

Stunden-Schichten zugestimmt, so dass die 2. RTW in Sittensen, Visselhövede und Lauenbrück ab 

01.10.2022 gemäß Bedarfsplan besetzt werden konnten.

• An der Rettungswache Rotenburg ist der 3. KTW im Dienst, zwar nicht als Ersatz für den 2. RTW 

Sottrum, aber zur Entlastung der beiden Rotenburger und des Sottrumer RTW um anfallende 

Krankentransporte.

• Aufgrund der räumlichen Nähe zur Rettungswache Ottersberg mit zwei RTW wurde der Landkreis 

Verden über die Besetzungsprobleme in Sottrum wegen der ggf. notwendigen Nachbarschaftshilfe 

informiert.

• Der Kreisausschuss wurde am 07.07.22 sowie am 14.09.2022 über den Sachstand informiert.

• Der Beauftragte wurde gebeten, ein Personalgewinnungskonzept vorzulegen. In dem am 

01.12.2022 vorgelegten Konzept hat er dargelegt, dass permanent versucht werde, zusätzliches 

Personal einzustellen. Es würden künftig pro Jahr 7 neue Notfallsanitäter, statt in der 

Vergangenheit 6 Auszubildende, ausgebildet. Für diesen weiteren Ausbildungsplatz konnte in den 

Budgetverhandlungen seitens des Landkreises die Zustimmung der Kostenträger eingeholt 

werden. Zudem trägt der Landkreis zur Steigerung der Attraktivität des DRK als Arbeitgeber die im 

dortigen Haustarifvereinbarten Umkleide- und Übergabezeiten von 12 Minuten pro Schicht zurzeit 

insoweit, als das nur 7 Minuten pro Schicht, und hier auch nicht für alle Rettungsmittel, sondern 

nur für die ersten RTW und die NEF, durch die Kostenträger refinanziert werden.

• Kurzfristige Personalausfälle, die zu nicht oder nur verkürzt besetzten Rettungsmitteln führen 

werden seit dem Sommer 2022 seitens des Amtes für Rettungsdienstmanagement dokumentiert 

und sind regelmäßig Gesprächsthema mit dem Beauftragten.

• Der Ausschuss für Feuerschutz und Rettungsdienst hat am 17.11.2022 über das Thema beraten 

und ist dem Vorschlag der Verwaltung, aufgrund der Bedeutung und Komplexität des Themas eine 

interfraktionelle Arbeitsgruppe zu bilden, gefolgt.

Mit dem Geschäftsführer des Beauftragten findet ein stetiger und intensiver Austausch zur personellen 

Situation im Rettungsdienst statt. Im Alltagsbetrieb des Rettungsdienstes zeigen sich dauerhaft eine
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Vielzahl kurzfristiger Personalausfälle aufgrund von Erkrankung etc., die dazu führen, dass immer 

wieder einzelne Schichten nicht oder nur verkürzt besetzt werden können.

• Im Frühjahr 2023 hat die interfraktionelle Arbeitsgruppe zwei Mal getagt. In der ersten Sitzung 

ging es zum einen um eine grundsätzliche Information der Vertreter der Kreistagsfraktionen über 

die rechtlichen Hintergründe der Rettungsdienst-Bedarfsplanung und die gesetzliche 

Verantwortung des Landkreises für einen bedarfsgerechten Rettungsdienst 

(Sicherstellungsauftrag), welche nicht auf den Beauftragten delegiert werden kann. Zum anderen 

wurden der Sachstand der Umsetzung des Bedarfsplans und die personelle Situation des 

Beauftragten dargestellt und erörtert.

Auf Anregung der interfraktionellen AG wurden im Nachgang verschiedene Aspekte der 

Personalgewinnung erneut mit dem Beauftragten besprochen und auch geprüft, ob eine weitere 

Erhöhung der Ausbildungsplätze für Notfallsanitäter praktisch umsetzbar sei. Leider ist dies im 

Ergebnis aufgrund der begrenzten Zahl der Praxis-Anleiter sowie der Plätze für Pflichtpraktika (u.a. 

Krankenhäuser) nicht der Fall. Auch die notwendige Refinanzierung durch die Kostenträger setzt 

hier Grenzen.

• In der zweiten Sitzung der interfraktionellen Arbeitsgruppe wurde die aktuelle Situation unter 

Einbeziehung der Rettungswachen-Struktur und der Einsatzzahlenentwicklung vertiefend 

dargestellt und mögliche Lösungsansätze diskutiert. Auch die besondere Situation des Landkreises, 

dass die Bedarfsplanung aufgrund des Bürgerentscheids zu den Rettungswachen-Standorten in 

einen bedarfsgerechten Teil A und einen nicht bedarfsgerechten Teil B zu unterteilen ist, wurden 

noch einmal vorgestellt. Die Planungen der Verwaltung, möglichst zeitnah die Ausschreibung für 

ein neues Bedarfsgutachten auf den Weg zu bringen, um eine neue Bedarfsplanung auf der 

Grundlage aktueller Einsatzzahlen und unter Einbeziehung innovativer Versorgungskonzepte 

vorzunehmen, fand einhellige Zustimmung.

• Über die Beratungen in der interfraktionellen AG wurde durch die Abg. Scheidl stellvertretend für 

die AG-Teilnehmer in der Sitzung des Ausschusses für Feuerschutz und Rettungsdienst am 

31.05.2023 berichtet.

• Die möglichen Eckpunkte eines neuen Bedarfsgutachtens und Lösungsansätze für die Struktur des 

Rettungsdienstes wurden im Rahmen eines gemeinsamen Gesprächs mit Vertretern der 

Kostenträger des Rettungsdienstes sowie dem Beauftragten am 30.06.2023 einvernehmlich 

abgestimmt. Die Leistungsbeschreibung sieht demnach über die „klassische" Bedarfsplanung 

hinaus die Prüfung der Einführung einer gesonderten Fahrzeugvorhaltung (N-KTW) für den 

Notfalltransport sowie die Prüfung und Bewertung „alternativer Versorgungsmöglichkeiten" (z.B. 

Projekt „Gemeindenotfallsanitäter" oder „Tragestuhl/Liegendfahrten durch Dritte" nach dem 

PBefG) vor. Darüber hinaus sollen Vorschläge erstellt werden zur Übertragbarkeit der ermittelten 

Vorhaltung in den bestehenden Dienstplan des Beauftragten auf Basis eines Rahmendienstplans 

im 12-Stunden-Schicht-Modell. Letzteres wurde mit Rücksicht auf die seinerzeit beim Beauftragten 

aufgetretene Problematik der Akzeptanz der 8-Stunden-Schichten mit aufgenommen (s. o. S. 2).

• Das Interessenbekundungsverfahren für ein neues Bedarfsgutachten wurde am 07.07.2023 

gestartet. Am 21.09. erfolgte die Präsentation der Konzepte der interessierten Gutachter, 

wiederum unter Beteiligung der Kostenträger und des Beauftragten.
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Am 27.07.2023, gut ein Jahr nach dem Schreiben des Beauftragten unmittelbar vor Inkrafttreten des 

Bedarfsplans, hat der Beauftragte mitgeteilt, dass der 2. RTW in Sottrum nach wie vor nicht besetzt 

werden könne. Leider sei es trotz diverser Maßnahmen nicht gelungen, die erforderliche Anzahl von 

zusätzlichen Notfallsanitätern zu gewinnen. Die Notfallsanitäter, die jetzt im Sommer 2023 ihre 

Ausbildung abgeschlossen haben und ab Oktober regulär eingesetzt werden können, seien bereits an 

anderer Stelle verplant. Hinzu komme, dass es nach wie voran einer geeigneten Abstellmöglichkeit für 

den RTW fehle und sich der Anbau einer Garage schwierig gestalte. Der 3. KTW an der Rettungswache 

Rotenburg könne weiterhin zusätzlich betrieben werden, um im Bereich der Krankentransporte für 

Entlastung zu sorgen.

• In meiner Antwort vom 22.08. wurde einerseits um nähere Informationen zur Unterbesetzung 

gebeten und u.a. die Prüfung einer Erweiterung des Personalgewinnungskonzepts, z.B. unter 

Einbeziehung der Möglichkeiten von Zeitarbeit oder geeigneten Unterbeauftragungen, sowie 

Fortschreibungen der Einsatztaktik (Einsatz von Fahrzeugen als first responder zur Überbrückung 

der versorgungsfreien Zeit, wenn Rettungsmittel ausfallen bzw. nicht besetzt werden können) 

angeregt. Des Weiteren wurde darauf hingewiesen, dass die fehlende Abstellmöglichkeit für den 

2. RTW in Sottrum für die Frage seiner Besetzung keine Rolle spielen darf.

• Der Kreisausschuss wurde in seiner Sitzung am 06.09.2023 über den aktuellen Sachstand 

informiert.

• Die Einsatztaktik wurde dahin weiterentwickelt, dass RTW, die nicht vollständig besetzt werden 

können, als first responder eingesetzt werden, sofern die Situation bzw. die Qualifikation des 

Rettungsdienstmitarbeiters es zulässt.

• Der Sachstandsbericht zur Umsetzung des Bedarfsplans für den Rettungsdienstbereich Landkreis 

Rotenburg (Wümme) mit Stand vom 22.09.2023 wurde am 15.11.2023 in der Sitzung des 

Ausschusses für Feuerschutz und Rettungsdienst vorgestellt und beraten.

• Der Auftrag für das neue Bedarfsgutachten wurde Anfang 2024 vergeben. Den Zuschlag erhielt die 

die Lülf+ Sicherheitsberatung GmbH. Inhaltlich umfasst der Auftrag wie oben beschrieben (S. 4) 

über die „klassische" Bedarfsplanung hinaus die Prüfung der Einführung einer gesonderten 

Fahrzeugvorhaltung (N-KTW) für den Notfalltransport (neues Rettungsmittel in der 

Notfallversorgung, im NRettDG seit Ende 2021) sowie die Prüfung und Bewertung „alternativer 

Versorgungsmöglichkeiten".

Zu Recht weist der Beauftragte regelmäßig darauf hin, dass es sich bei der Schwierigkeit, Fachkräfte, 

insbesondere Notfallsanitäter, für den Rettungsdienst zu gewinnen, nicht nur um ein lokales, sondern 

um ein bundesweites Problem handelt. Dies ist wichtig für die Einordnung seiner Aktivitäten zur 

Personalgewinnung und muss bei deren Bewertung sowie den notwendigen eigenen strategischen 

Erwägungen stets mit in den Blick genommen werden.

• Auch im Jahr 2024 ergeben sich bei der Besetzung der Rettungsmittel keine Veränderungen, der 

3. KTW in Rotenburg ist nach wie vor im Dienst. Der 2. RTW Sottrum kann nach wie vor nicht 

besetzt werden. Im Übrigen wird die Dokumentation kurzfristiger Personalausfälle, die zu nicht 

oder nur verkürzt besetzten Rettungsmitteln führen, seit Beginn im Jahre 2022 kontinuierlich 

fortgeführt.

• Um einen noch gezielteren und ressourcenschonenden Einsatz der unterschiedlichen 

Rettungsmittel zu ermöglichen, wurden im Herbst 2024 Handouts zu den unterschiedlichen 

Beförderungsmitteln in der Krankenbeförderung und den rechtlichen Voraussetzungen der 
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Verordnung einer Krankenbeförderung erstellt. Die Handouts wurden an die Krankenhäuser, 

Arztpraxen, und Schulen verteilt um z.B. über die Voraussetzungen an die Verordnung einer Fahrt 

mit einem KTW zu informieren und mögliche Alternativen wie die Nutzung eines Taxis aufzuzeigen.

• Zur Erarbeitung alternativer Versorgungsmöglichkeiten im Rahmen eines aktualisierten

Bedarfsplans wurden durch den Sachverständigen mehrere „Innovations-Workshops" unter 

Beteiligung des DRK und der Kostenträger durchgeführt.

• Die Anbindung an das System der Telenotfallmedizin im Rahmen des Pilotprojekts des Landkreises 

Goslar ist derzeit in der Umsetzung und soll voraussichtlich noch im Jahre 2024 erfolgen. Dies wird, 

ausweislich der bisher bundesweit begleiteten Projekte, zum einen das therapiefreie Arztintervall 

sehr deutlich reduzieren, zum anderen aber auch zur Entspannung der knappen Ressource 

Rettungsdienstpersonal führen.

d) Entwicklung der Einsatzzahlen

Die Situation in der täglichen Praxis des Rettungsdienstes wird durch die aktuelle Entwicklung der 

Einsatzzahlen zusätzlich verschärft, da die angespannte Personallage auf erhebliche 

Einsatzsteigerungen trifft. So waren in der Notfallrettung 2022 Einsatzsteigerungen von ca. 25 % zu 

verzeichnen, dies nicht nur im Vergleich zum Vorjahr, sondern auch im Vergleich zu den Jahren „vor 

Corona", wie die nachfolgenden Tabellen zeigen. Im Jahre 2023 zeigt sich demgegenüber im 

Wesentlichen eine Stagnation der Einsatzzahlen bzw. ein leichter Rückgang, im Ergebnis eine 

Konsolidierung auf hohem Niveau. Die Entwicklung in den Folgejahren bleibt abzuwarten.

Krankentransporte Krankentransporte § 19 Notfallrettung Notarzteinsätze

2016 13.642 2.703 13.556 4.636

2017 12.964 2.479 15.081 4.641

2018 12.601 2.546 15.314 4.464

2019 11.576 2.266 15.330 4.332

2020 11.419 2.507 14.475 3.998

2021 12.272 2.741 15.610 3.926

2022 10.250 2.455 20.920 4.287

2023 9.715 2.528 20.719 3.535

Notfallrettung Steigerung %

2016 13.556 1.348 11,04%

2017 15.081 1.525 11,25%

2018 15.314 233 1,54%

2019 15.330 16 0,10%

2020 14.475 -855 -5,58%

2021 15.610 1.135 7,27 %
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2022 20.920 5.310 25,38 %

2023 20.719 -201 -0,97 %

Der aktuellen Entwicklung der Einsatzzahlen wird im Rahmen der Ergebnisse des neuen 

Bedarfsgutachtens Rechnung getragen. Die Sollkonzeption für den „klassischen" Teil der 

Bedarfsplanung liegt im Entwurf vor, diese umfasst auch die Einführung des neuen Rettungsmittels „N- 

KTW" für den Notfalltransport. Zusätzlich wurden innovative Ansätze zur Versorgung der Bevölkerung 

entwickelt, die ergänzend in die Vorhaltung einfließen sollen. Die Ergebnisse des Bedarfsgutachtens 

und der Entwurf des aktualisierten Bedarfsplans sowie die innovativen Ansätze sollen in der Sitzung 

des Ausschusses für Feuerschutz und Rettungsdienst am 13.11.24 vorgestellt und beraten werden.

e) Lösungsansätze

Der Fortschreibung des Bedarfsplans kommt nach wie vor eine zentrale Bedeutung zu, da nur auf 

diesem Wege den Einsatzzahlen sowie den vorhandenen Ressourcen Rechnung getragen werden kann.

aa) Spielraum besteht bei der Erstellung des Bedarfsplans insofern, als dieser auch eine nicht 

bedarfsgerechte Vorhaltung umfasst.

Zum einen im Hinblick auf die aufgrund des Bürgerentscheids aus dem Jahre 2009 tatsächlich 

vorgehaltenen 9 Rettungswachen, während von den Kostenträgern des Rettungsdienstes lediglich 7 

Versorgungsbereiche als bedarfsgerecht anerkannt und refinanziert werden. Die Differenz zwischen 

bedarfsgerechter und nicht bedarfsgerechter Vorhaltung beträgt aktuell 347 Wochenstunden.

Zum anderen bezogen auf die zusätzlich, d.h. noch über die gutachtlich festgestellte nicht 

bedarfsgerechte Vorhaltung hinaus, beschlossene durchgehende Besetzung des 2. RTW an den 

Rettungswachen in Rotenburg, Zeven und Bremervörde. Diese generiert einen zusätzlichen 

Personalbedarf zur Besetzung der Fahrzeuge.

In der Vergangenheit, solange personelle Kapazitäten des Beauftragten hierfür vorhanden waren oder 

zumindest vorhanden zu sein schienen, konnte dies als hauptsächlich finanzielle Belastung betrachtet 

werden, die dann im politischen Interesse an der durchgehenden Besetzung der Fahrzeuge aus dem 

Kreishaushalt zu tragen war. Diese Betrachtungsweise dürfte mittlerweile angesichts des nun seit 

knapp 3 Jahren angespannten und sich zuspitzenden Personalmangels deutlich zu kurz greifen.

Vielmehr führen diese 120 zusätzlich beschlossenen Rettungsmittelvorhaltestunden (s.o. S. 2) im 

Ergebnis dazu, dass die Erfüllung des Sicherstellungsauftrags zusätzlich erschwert wird. So kann wie 

dargestellt in der Praxis der vom Gutachter bemessene 2. zeitabhängige RTW in Sottrum nach wie vor 

nicht besetzt werden, während gleichzeitig Personal an anderer Stelle für die über das Gutachten 

hinausgehende durchgehende Vorhaltung der 2. RTW in Rotenburg, Zeven und Bremervörde 

gebunden wird. So wünschenswert und nachvollziehbar dies bei politischer Betrachtung mit Rücksicht 

auf das Sicherheitsniveau in den drei Städten auch sein mag, rechtlich erscheint dies im Hinblick auf 

die bestehende Verpflichtung zur Erfüllung des Sicherstellungsauftrags zunehmend schwer vertretbar.

In Zeiten knapper personeller Ressourcen sollte besonders sorgfältig und prioritär unter dem Aspekt 

bestmöglicher Erfüllung des Sicherstellungsauftrags abgewogen werden, wo der Personaleinsatz zu 

erfolgen hat. Die Erstellung eines neuen Bedarfsplans bietet hier die Möglichkeit, den Fokus bei der 

Beschlussfassung neu auszurichten und zukünftig auf zusätzlich beschlossene 

Rettungsmittelvorhaltung, die über die gutachterlichen Feststellungen hinausgeht, weitestgehend zu 
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verzichten. Diese - sicherlich nicht leicht zu treffende - Entscheidung liegt letztlich in Händen des 

Kreistags, fachlich erscheint sie dringend geboten. Die inhaltliche Neuausrichtung der Bedarfsplanung 

trägt dem Rechnung, indem bereits das Bedarfsgutachten mögliche praktische Innovationen mit 

betrachtet, die geeignet sind, schonend mit den personellen Ressourcen umzugehen und zugleich die 

Versorgung der Bevölkerung zu gewährleisten. Auf diesem Wege wurde die Möglichkeit der 

Umsetzung mit den zur Verfügung stehenden Ressourcen von Anfang an in den Prozess der 

Bedarfsplanung implementiert. Eine wichtige Maßnahme ist hier insbesondere die Einführung des N- 

KTW als weiteres Rettungsmittel, da dieser mit zwei Rettungssanitätern, von denen einer über eine 

besondere Qualifikation verfügt, besetzt werden kann.

Da bereits die Einführung der N-KTW als zusätzliches Rettungsmittel dazu führt, dass die personellen 

Ressourcen in der Notfallversorgung gezielt eingesetzt werden, erscheint es hier vertretbar, die 

gutachterlich festgestellte Vorhaltung durch Besetzung jeweils eines N-KTW rund-um-die-Uhr in den 

drei Mittelzentren moderat zu erweitern um an den zentralen Wachenstandorten weiterhin jeweils 

zwei Rettungsmittel der Notfallversorgung (1 RTW, 1 N-KTW) rund- um-die-Uhr besetzt zu halten. Auf 

diese Weise kann insbesondere dem Kreistagsbeschluss zum Oste-Med-Strukturkonzept Rechnung 

getragen werden.

Weitere innovative Ansätze sollen den klassischen Rettungsdienst ergänzen und auf die 

Anforderungen an die Versorgung der Bevölkerung bedarfs-, aber auch ressourcenorientiert reagieren.

f) Vorschlag zur weiteren Vorgehensweise

Auf Basis des Bedarfsgutachtens wird ein aktualisierter Bedarfsplan erarbeitet und dem Kreistag im 

November/Dezember 2024 zur Beschlussfassung vorgelegt.

Der zuständige Ausschuss für Feuerschutz und Rettungsdienst erhält diesen Bericht zum aktuellen 

Sachstand der Umsetzung des Bedarfsplans für den Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (W.) 

im Rahmen der nächsten Sitzung am 13.11.2024 zur Kenntnis. Zugleich soll in der Sitzung eine 

Beschlussempfehlung zum Entwurf des neuen Bedarfsplans auf Basis der Sollkonzeption des 

Gutachters und zu den innovativen Ansätzen erfolgen.

Ca. 1 Jahr nach Inkrafttreten und Umsetzung des neuen Bedarfsplans wird ein neuer Bericht erstellt.

2. Amt 38 zur Mitzeichnung

1fr /o
Herrn Landrat Prietz mit der Bitte um Zustimmung

4. Wv. bei II zur weiteren Vorbereitung für die Sitzung des Ausschusses für Feuerschutz und 

Rettungsdienst am 13.11.2024
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Bezeichnung: 
 
Rettungsdienstbedarfsplanung;  
hier: Bedarfsplan für den Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
Sachverhalt: 
 
Der Landkreis hat als Träger des Rettungsdienstes den Sicherstellungsauftrag für die Versorgung 
der Bevölkerung mit Leistungen insbes. der Notfallrettung und des qualifizierten 
Krankentransports (§ 2 Niedersächsisches Rettungsdienstgesetz - NRettDG). In diesem 
Zusammenhang ist ein Plan aufzustellen, aus dem sich ergibt, wie eine bedarfsgerechte und 
wirtschaftliche Versorgung der Bevölkerung mit leistungsfähigen Einrichtungen des 
Rettungsdienstes sichergestellt werden soll (§ 4 Abs. 6 NRettDG). Dieser sog. Bedarfsplan ist 
regelmäßig fortzuschreiben (§ 4 Abs. 6 NRettDG). 
Für den Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (Wümme) wurde als Ergebnis einer 
entsprechenden Ausschreibung die LÜLF+ Sicherheitsberatung GmbH, Bismarkstraße 29, 
41747 Viersen, mit der Erstellung eines Bedarfs- und Innovationsgutachtens beauftragt.  
 
Abweichend zu den Vorjahren wurde erstmalig, in Abstimmung mit dem DRK KV Bremervörde 
e. V. und den Krankenkassen, ein sogenanntes „Innovationsgutachten“ beauftragt. Dies ist 
notwendig geworden, weil eine ggf. festgestellte Erweiterung der Rettungsmittelvorhaltestunden 
personell nicht hätte umgesetzt werden können – aufgrund der fehlenden Personalressource 
Notfallsanitäter (NFS) kann bereits jetzt der im aktuellen Bedarfsplan vorgegebene 
2. Rettungswagen (RTW) in Sottrum nicht besetzt werden.  
 
Vor diesem Hintergrund müssen alternative Möglichkeiten ohne Einbußen für die Versorgung der 
Bevölkerung gefunden werden.  
 
Eine Möglichkeit bietet seit der Novelle des NRettDG aus November 2021 die Einführung des 
Notfallkrankenwagens (N-KTW), der die s.g. Notfalltransporte durchführen soll.  
Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 2 NRettDG hat der Rettungsdienst bei sonstigen Verletzten oder 
Erkrankten, bei denen medizinische Maßnahmen notwendig werden könnten, diese in kurzer Zeit 
am Einsatzort durchzuführen, die Transportfähigkeit dieser Personen herzustellen und sie 
erforderlichenfalls unter fachgerechter Betreuung mit dafür ausgestatteten Rettungsmitteln in 
eine für die weitere Versorgung geeignete Behandlungseinrichtung zu befördern.  

 

Besch l ussvor lage  
Amt für Rettungsdienstmanagement  

Tagesordnungspunkt:  5.2 
 

 

Drucksachen-Nr.:  2021-26/0792 

Status:         öffentlich 

Datum:     25.10.2024 

 
Termin  Beratungsfolge: 

Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enthalt. 

13.11.2024 Ausschuss für Feuerschutz und Rettungsdienst 

21.11.2024 Kreisausschuss 

19.12.2024 Kreistag 
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Der Gesetzgeber hat damit ein neues Rettungsmittel eingeführt, welches die 
Handlungsmöglichkeiten in der Notfallversorgung erweitert und es ermöglicht, gezielter auf die 
medizinischen Erfordernisse einzugehen. Dieses Rettungsmittel wurde zuvor über einen langen 
Zeitraum in Pilotregionen Niedersachsens in der Praxis erprobt.   
Aufgrund der positiven Erfahrungen der Pilotregionen hat der Landesausschuss Rettungsdienst 
dazu ausgeführt:  
“Qualitätseinbußen sind bei sachgerechter Anwendung dieses Konzeptes nicht zu befürchten, 
vielmehr führt dieses Vorgehen zum zielgerichteteren und effizienteren Einsatz von 
Rettungsmitteln.“  
Der N-KTW ist, im Gegensatz zum RTW, der immer mit mindestens einem NFS besetzt ist, mit 
zwei Rettungssanitätern zu besetzen, von denen mindestens einer die Zusatzqualifikation 
(„Rettungssanitäter-plus“) besitzt. Die Einführung des N-KTW bewirkt demnach einen 
zielgerichteten Einsatz der Notfallsanitäter in der Notfallrettung und bietet so auch einen 
schonenden und effektiven Umgang mit den zur Verfügung stehenden personellen Ressourcen.  
 
Vor diesem Hintergrund hat der Gutachter aufgrund der im Einsatzleitsystem hinterlegten 
Meldebilder („Diagnosen“) in Zusammenarbeit mit der Ärztlichen Leitung Rettungsdienst und dem 
Leiter der Einsatzleitstelle für Rettungsdienst und Feuerwehr in Zeven eine Zuordnung der derzeit 
verwendeten Meldebilder zum neuen Rettungsmittel N-KTW erarbeitet und über die 
Verschneidung mit den Einsätzen der Krankentransportwagen (KTW) und RTW den notwendigen 
Bedarf an N-KTW ermittelt.  
 
Dieser sieht für den Bereich Nord/Mitte und den Bereich Süd jeweils zwei N-KTW vor, davon je 
einer „rund-um-die Uhr“, der andere zeitabhängig. Geplant ist die Stationierung des „rund-um-
die-Uhr“ N-KTW in Bremervörde, die des zeitabhängigen N-KTW in Zeven. Da das „OsteMed 
Strukturkonzept 2019“, III. Zukünftige Notfallversorgung am Standort Zeven, die „rund-um-die-
Uhr“ Vorhaltung mit zwei RTW vorsieht, also zwei Fahrzeuge aus dem Bereich der 
Notfallversorgung, soll abweichend von der gutachterlichen Soll-Konzeption für den Standort 
Zeven auch der zweite N-KTW „rund-um-die-Uhr“ vorgehalten werden. Daraus resultiert eine 
nicht bedarfsgerechte Vorhaltung von 2.950 Rettungsmittelvorhaltestunden, was allein für den 
Bereich Personalkosten zu ca. 250.000 € Mehrkosten, die nicht von den Krankenkassen 
refinanziert werden, führen wird. Dem gegenüber steht jedoch die Verschiebung von RTW-
Vorhaltestunden aus dem nicht bedarfsgerechten in den bedarfsgerechten Bereich, wodurch der 
„Eigenanteil“ an Personalkosten des Landkreises für diesen Bereich um ca. 1.100.000 € auf dann 
noch ca. 826.000 € reduziert wird.  
 
Für den Bereich Süd sollen beide N-KTW aufgrund der zentralen Lage in Rotenburg (Wümme) 
stationiert werden. 
 
Die jeweils zweiten, zeitabhängig besetzten, RTW in Sittensen, Sottrum und Visselhövede sind 
vor dem Hintergrund der Einführung des N-KTW gemäß dem aktuellen Bedarfsgutachten künftig 
nicht mehr erforderlich.  
Diese Anpassungen ermöglichen es, ggf. die andere größere Innovation umzusetzen (siehe 
hierzu Beschlussvorlage „Vorbeugender Rettungsdienst“): Die Einführung des „ROWsponder“ 
(Arbeitstitel) – eine Anpassung des „NotSan-Responders“ / „Gemeinde-Notfallsanitäters“ für/auf 
den Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (Wümme). Hierzu werden NFS benötigt, die 
durch die Anpassungen in der RTW-Vorhaltung voraussichtlich zur Verfügung stehen.  
 
Um sowohl die Einführung der N-KTW zeitnah umsetzen zu können, aber auch die zeitlich 
versetzt geplante Einführung des „ROWsponder“, soll der Bedarfsplan zum 01.01.2025 in Kraft 
treten. Aufgrund der bereits notwendigerweise angelaufenen Vorbereitungen zur Qualifikation der 
für den N-KTW notwendigen „Rettungssanitäter plus“ (RS +) kann davon ausgegangen werden, 
dass die Einführung der insgesamt vier N-KTW zum 01.01.2025 gewährleistet werden kann – als 
Fahrzeuge werden vorerst die dann nicht mehr benötigten zweiten RTW genutzt. Die durch den 
Wegfall der zweiten RTW zur Verfügung stehenden NFS-Stellen können dann, bei 
entsprechender Beschlussfassung, für die Aus- und Weiterbildung zum „ROWsponder“ genutzt 
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werden – hier sind entsprechende Kurse für „Gemeinde-Notfallsanitäter“ zu besuchen. Geplant 
ist die Einführung des „ROWsponder“ zum dritten Quartal 2025. 
 
Entsprechend der vorgenannten Ausführungen ist der Bedarfsplan zu aktualisieren und 
fortzuschreiben; wie in den letzten Jahren ist der Bedarfsplan in einen allgemeinen Teil, sowie 
die Teile A und B unterteilt. 
Eine Unterteilung in Bedarfsplan Teil A und Teil B ist notwendig, um zur Ermittlung der von den 
Kostenträgern anzuerkennenden wirtschaftlichen Gesamtkosten Rettungsdienst eine, gemäß § 
4 Abs. 6 Satz 1 Niedersächsisches Rettungsdienstgesetz (NRettDG), benehmensfähige 
Bedarfsplan-Grundlage zu haben, da die aus Teil B resultierende Vorhaltung über die 
wirtschaftlich notwendige und somit bedarfsgerechte Rettungsmittelvorhaltung hinausgeht.  
 
Der Bedarfsplan befindet sich zurzeit in der Benehmensherstellung mit den Kostenträgern gemäß 
§ 4 Abs. 6 Niedersächsisches Rettungsdienstgesetz (NRettDG). 
 
Um den Ausschussmitgliedern Gelegenheit für Fragen an den sachverständigen Gutachter zu 
geben, nimmt dieser an der Ausschusssitzung teil –vorläufige Ergebnisse wurden der 
Interfraktionellen AG „Bedarfsplanung“ am 03.09.24 bereits vorgestellt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der bisher geltende Bedarfsplan für den Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg 
(Wümme) ab 01.09.2022 wird mit Wirkung ab dem 01.01.2025 durch die im Entwurf 
vorliegende Fassung ersetzt. 

 
 
 
Prietz 
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1. Allgemeiner Teil 
 
 
1.1 Struktur des Rettungsdienstbereiches Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
Der ländlich geprägte Landkreis Rotenburg (Wümme) liegt zwischen den 
Ballungsräumen Hamburg und Bremen im niedersächsischen Teil der Metropolregion 
Hamburg. Mit einer Nord-Süd-Ausdehnung von fast 100 Kilometern und einer Fläche 
von 2.070 Quadratkilometern ist er einer der größten Landkreise der Bundesrepublik 
Deutschland. Im Kreisgebiet leben rund 168.000 Einwohnerinnen und Einwohner. 
Der Landkreis Rotenburg (Wümme) umfasst die Städte Bremervörde, Rotenburg 
(Wümme) und Visselhövede, die Einheitsgemeinden Gnarrenburg und Scheeßel 
sowie die Samtgemeinden Bothel, Fintel, Geestequelle, Selsingen, Sittensen, 
Sottrum, Tarmstedt und Zeven mit insgesamt 52 Mitgliedsgemeinden. Kreissitz ist 
Rotenburg (Wümme), eine Nebenstelle der Kreisverwaltung befindet sich in 
Bremervörde und verschiedene stark nachgefragte Dienstleistungen können auch in 
Zeven erledigt werden. 
 
Stationär medizinisch versorgt werden die Einwohnerinnen und Einwohner des 
Landkreises im Agaplesion Diakonieklinikum Rotenburg und dem OsteMed Klinikum 
Bremervörde. Laut Niedersächsischem Krankenhausplan 2022 (aktuellste Version) 
verfügt das Agaplesion Diakonieklinikum Rotenburg über 713 stationäre und 62 
teilstationäre Betten. Das OsteMed Klinikum Bremervörde hält 162 stationäre Betten 
vor. 
 
Im Bereich der stationären Rehabilitationsmaßnahmen stehen im Median Klinikum 
Gyhum 333 Betten zur Verfügung. 
 
In zurzeit 29 Alten- und Pflegeheimen stehen 2.074 Plätze zur Verfügung.  
 
Aufgrund des Bürgerentscheides 2009 und des „Gutachtens zur Überprüfung der 
Rettungsmittelvorhaltung im Landkreis Rotenburg (Wümme) unter Einbeziehung einer 
Überprüfung der Rettungswachenstandorte“ vom 24.05.2018 untergliedert sich der 
Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (Wümme) in sieben 
Versorgungsbereiche mit insgesamt neun Rettungswachen.     
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1.2 Einsatzentwicklung 
 

Vor dem Hintergrund der Weiterentwicklung der rettungsdienstlichen Strukturen 
im Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (Wümme) und der allgemeinen 
Entwicklungen in diesem Bereich werden die über die Einsatzleitstelle für 
Rettungsdienst und Feuerwehr in Zeven disponierten Einsätze regelmäßig 
ausgewertet. Hierbei wird unterschieden nach qualifiziertem Krankentransport, 
Notfallrettung und Notarzteinsätzen. Zusätzlich fallen seit Anfang April 2015 noch 
qualifizierte Krankentransporte an, die zurzeit die Firma Mediteam 
Krankentransporte Bremen und Rotenburg GmbH durchführt (die Firma ist 
Inhaber einer Genehmigung nach § 19 ff NRettDG für den qualifizierten 
Krankentransport außerhalb des Rettungsdienstes). Diese werden jedoch nicht 
über die Einsatzleitstelle des Landkreises disponiert, sind aber vor dem 
Hintergrund der gesamten Einsatzentwicklung im Rettungsdienstbereich 
Landkreis Rotenburg (Wümme) ebenfalls zu betrachten.  
Datenbasis ist hier das in der Einsatzleitstelle für Rettungsdienst und Feuerwehr 
disponierte Einsatzaufkommen:  

     
 
 

  Krankentransporte Krankentransporte § 19 Notfallrettung Notarzteinsätze 

2014 14.372   10.844 4.319 

2015 13.273 1.973 12.208 4.657 

2016 13.642 2.703 13.556 4.636 

2017 12.964 2.479 15.081 4.641          

2018 12.601 2.546 15.314 4.464 

2019 11.576 2.266 15.330 4.332 

2020 11.419 2.507 14.475 3.998 

2021 12.272 2.741 15.610 3.926 

2022 10.250 2.455 20.920 4.287 

2023 9.715 2.528 20.719 3.535 
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Auf die einzelnen Einsatzarten runtergebrochen: 

Qualifizierter Krankentransport gesamt: 
 

  Krankentransporte Krankentransporte § 19 Gesamt Steigerung % 

2014 14.372   14.372   
2015 13.273 1.973 15.246 874 6,08% 

2016 13.642 2.703 16.345 1.099 7,21% 

2017 12.964 2.479 15.443 -902 -5,52% 

2018 12.601 2.546 15.147 -296 -1,92% 

2019 11.576 2.266 13.842 -1.305 -8,62% 

2020 11.419 2.507 13.926 84 0,61% 

2021 12.272 2.741 15.013 1.087 7,8 % 

2022 10.250 2.455 12.705 -2.308 -15,37 % 

2023 9.715 2.528 12.243 -462 -3,64 % 
 
 Notfallrettung: 
 

  Notfallrettung Steigerung % 

2014 10.844   
2015 12.208 1.364 12,58% 

2016 13.556 1.348 11,04% 

2017 15.081 1.525 11,25% 

2018 15.314 233 1,54% 

2019 15.330 16 0,10% 

2020 14.475 -855 -5,58% 

2021 15.610 1.135 7,27 % 

2022 20.920 5.310 25,38 % 

2023 20.719 -201 -0,97 % 
 
    Notarzteinsätze: 

    
  Notarzteinsätze Steigerung % 

2014 4.319     

2015 4.657 338 7,83% 

2016 4.636 -21 -0,45% 

2017 4.641 5 0,11% 

2018 4.464 -177 -3,81% 

2019 4.332 -132 -2,96% 

2020 3.998 -334 -7,71% 

2021 3.926 -72 -1,80 % 

2022 4.287 361 9,20 % 

2023 3.535 -752 -17,54 % 
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Im Zuge der Erstellung des aktuellen Bedarfsgutachtens hat auch der Gutachter im 
Rahmen einer Trendanalyse die Einsatzentwicklung betrachtet. Er kommt hierbei zu 
folgenden Ergebnissen: 
 
 
Die Einsatzzahlen sind in den vergangenen Jahren gegenüber dem Jahr 2018 um 3,9 
% gestiegen. In der Notfallrettung ist ein Plus von 20,5 % zu verzeichnen und die 
Nachfrage nach Krankentransporten ist um 23 % gesunken. Das Jahr 2018 wurde als 
Vergleichszeitraum herangezogen, um zwei Jahre ohne die Auswirkungen der Covid-
19-Pandemie in der Einsatzentwicklung berücksichtigen zu können. 
 
 
 

                    Quelle: LÜLF+ Sicherheitsberatung GmbH, Bismarkstraße 24. 41747 Viersen, Bedarfsgutachten Rettungsdienst 
                                  2024 Landkreis Rotenburg (Wümme), Seite 44 
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1.3 Einführung/Rechtsgrundlagen 
 
Nach § 4 Abs. 6 Niedersächsisches Rettungsdienstgesetz (NRettDG) in der Fassung 
vom 02.10.2007 (Nds. GVBl. S. 473), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.05.2024 
(Nds. GVBl. Nr. 37, ber. Nr. 65) stellt jeder Träger im Benehmen mit den gesetzlichen 
Krankenkassen und den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung (Kostenträger) 
für seinen Rettungsdienstbereich einen Plan auf, aus dem sich ergibt, wie eine 
bedarfsgerechte und wirtschaftliche Versorgung der Bevölkerung mit leistungsfähigen 
Einrichtungen des Rettungsdienstes sichergestellt werden soll. Der Plan ist 
regelmäßig fortzuschreiben. 
 
Die Sicherstellung des Rettungsdienstes erfolgt gemäß § 2 Abs. 1 NRettDG durch den 
bodengebundenen Rettungsdienst. Träger sind nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 NRettDG die 
Landkreise, die diese Aufgabe im eigenen Wirkungskreis, § 3 Abs.2 NRettDG, 
wahrnehmen. 
 
Der bisher geltende Bedarfsplan (Beschluss des Kreistages vom 21.12.2021) wird mit 
Wirkung vom 01.01.2025 durch diesen Plan ersetzt. 
 
Grundlage für die Bemessung des Bedarfs bildet die nach § 30 Nr. 2 NRettDG 
erlassene „Verordnung über die Bemessung des Bedarfs an Einrichtungen des 
Rettungsdienstes“ (BedarfVO-RettD) vom 24.08.2023 (Nds. GVBl. S. 203).  
Der aktuelle Bedarf für den Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (Wümme) 
ergibt sich aus dem „Bedarfsgutachten Rettungsdienst 2024“ für den Landkreis 
Rotenburg (Wümme) der Firma LÜLF+ Sicherheitsberatung GmbH, Bismarckstraße 
29, 41747 Viersen; ergänzt durch das ebenfalls durch LÜLF+ erstellte 
„Innovationsgutachten Rettungsdienst 2024“ für den Landkreis Rotenburg (Wümme). 
Beide Gutachten wurden abgestimmt mit den Krankenkassen beauftragt. 
 
Dieser Bedarfsplan ist in einen allgemeinen Teil, sowie die Teile A und B unterteilt. 
Eine Unterteilung in Bedarfsplan Teil A und Teil B ist notwendig, um zur Ermittlung 
der von den Kostenträgern anzuerkennenden wirtschaftlichen Gesamtkosten 
Rettungsdienst eine, gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 NRettDG, benehmensfähige 
Bedarfsplan-Grundlage zu haben, da die aus Teil B resultierende Vorhaltung über die 
wirtschaftlich notwendige und somit bedarfsgerechte Rettungsmittelvorhaltung 
hinausgeht. 
 
Da mit den Kostenträgern keine Rettungswachen-/Fahrzeugstandorte vereinbart oder 
festgelegt wurden, sondern nur die Anzahl von Rettungswachen-
versorgungsbereichen, die für eine Gebietsabdeckung erforderlich sind, bleibt die 
Grundlage für die beiden zusätzlichen Rettungswachen-/Fahrzeugstandorte, 
dargestellt in Teil B, weiterhin der Bürgerentscheid vom 07.06.2009, der gemäß § 33 
Abs. 4 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) die Wirkung 
eines Kreistagsbeschlusses hat.  
 
Die Erweiterung des zeitabhängigen Notfall-Krankenwagens (N-KTW) an der 
Rettungswache Zeven auf eine Vorhaltung „rund-um-die-Uhr“ resultiert aus dem 
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entsprechenden Beschluss des Kreistages vom 11.04.2018 zu Tagesordnungspunkt 
6.2, Zukunft der OsteMed Kliniken und Pflege GmbH – Strukturkonzept 2019 - 
ebenfalls dargestellt in Teil B. 
 
1.4   Ärztlicher Leiter Rettungsdienst (ÄLRD) 
 
Nach § 10 Abs. 3 NRettDG wird der Rettungsdienst außerhalb des Einsatzes in 
medizinischen Fragen sowie in Angelegenheiten des Qualitätsmanagements von 
einem Ärztlichen Leiter/einer Ärztlichen Leiterin Rettungsdienst geleitet. 
Abweichend von der bisherigen gemeinsamen Bestellung eines ÄLRD im 
Leitstellenverbund mit jeweils einem Drittel Stellenanteil hat nach dem Ausscheiden 
des bisherigen Amtsinhabers im Frühjahr 2022 jeder der drei Landkreise seinen 
eigenen ÄLRD mit einer halben Stelle bestellt. Die Zusammenarbeit im 
Leitstellenverbund ist jedoch vertraglich geregelt.  
 
1.5 Beauftragung 
 
Gemäß § 5 Abs. 1 NRettDG kann der Träger des Rettungsdienstes Dritte mit der 
Durchführung des Rettungsdienstes und der Einrichtung und Unterhaltung der 
Einrichtungen ganz oder teilweise beauftragen. Dabei ist sicherzustellen, dass der 
Beauftragte die ihm übertragenen Aufgaben so erfüllt, wie dies der Träger des 
Rettungsdienstes selbst tun müsste. Der Beauftragte handelt im Namen des Trägers 
des Rettungsdienstes. 
 
Der Landkreis Rotenburg (Wümme) hat die DRK-Kreisverbände Bremervörde und 
Rotenburg beauftragt (Beschluss des Kreistages vom 14.12.1995). 
Gemäß der Vereinbarung vom 13.07.2004 zwischen den DRK-Kreisverbänden nimmt 
der DRK-Kreisverband Bremervörde e. V. seit dem 01.09.2004 die Durchführung des 
Rettungsdienstes für den gesamten Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg 
(Wümme) allein wahr. 
Der DRK-Kreisverband Bremervörde ist zuständig für die praktische Durchführung 
des Rettungsdienstes einschließlich der Vorhaltung des Personals, der, nach den 
Vorgaben des Landkreises abgestimmten, anteiligen Vorhaltung der 
Rettungswachen, der Unterhaltung der Rettungswachen und 
Desinfektionsmöglichkeiten und die Organisation und Sicherstellung der vorhandenen 
Notarztdienste. 
 
Der Landkreis Rotenburg (Wümme) hat sich insbesondere folgende Aufgaben selbst 
vorbehalten: 
 

•  Beschaffung sämtlicher Rettungsmittel einschließlich der medizinischen 
      Geräte 
•  Fakturierung einschließlich Mahnverfahren und Inkasso sämtlicher     
      erstellter Rechnungen und Bescheide 
•  Rückläuferbearbeitung 
•  Neubau von Rettungswachen 
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1.6 Qualifizierter Krankentransport außerhalb des Rettungsdienstes 
  
Die Firma Mediteam Krankentransporte Bremen und Rotenburg GmbH, Schiffdorfer 
Chaussee 73, 27574 Bremerhaven, hat eine Genehmigung zur Durchführung des 
qualifizierten Krankentransports außerhalb des Rettungsdienstes gemäß § 19 ff 
NRettDG. 
 

Genehmigt ist zurzeit folgende Vorhaltung: 
 

 
 
 
 
 
 

 
Standort der Fahrzeuge ist der Jeersdorfer Weg 22, 27356 Rotenburg (Wümme). 
 

Beantragt ist die Verlängerung der Genehmigung für die Firma DocDrive GmbH, unter 
der Marke Mediteam Krankentransporte Bremen und Rotenburg GmbH, Schiffdorfer 
Chaussee 73, 27574 Bremerhaven. Die genauen Vorhaltezeiten stehen noch nicht 
fest. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Tag Uhrzeit 
Fahrzeug 1 Montag bis Freitag 09:30 – 18:30 Uhr 
Fahrzeug 2 Montag bis Freitag 08:00 – 17:00 Uhr 
Fahrzeug 3 Montag bis Freitag 07:30 – 17:00 Uhr 
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2. Bedarfsbemessung 
 
 
2.1 Dispositions- und Ausrückzeit 
 
Der Bedarfsplanung liegen Dispositions- und Ausrückzeiten für jede Rettungswache 
von jeweils im Mittel einer Minute zugrunde, die einzuhalten sind. 
 
 
2.2 Rettungsleitstelle  
 
Die Rettungsleitstelle des Landkreises Rotenburg (Wümme) wird mit einer 
Feuerwehr-Einsatz-Leitstelle (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 Niedersächsisches Brandschutzgesetz) 
als Einsatzleitstelle für Rettungsdienst und Feuerwehr betrieben. Die Einsatzleitstelle 
ist ständig mit zwei Disponenten besetzt. Die technischen Einrichtungen (Funk- und 
Kommunikationseinrichtungen, Leitrechner zur Einsatzdisposition usw.) entsprechen 
dem Stand der Technik. Alle erforderlichen Unterlagen, Verzeichnisse, Einsatzpläne 
sind vorhanden. 
Seit 01.07.2007 gehört die Einsatzleitstelle für Rettungsdienst und Feuerwehr in 
Zeven dem Leitstellenverbund der Landkreise Harburg, Heidekreis und Rotenburg 
(Wümme) an. 
 
 
2.3 Rettungswachen 
 
Im Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (Wümme) werden, entsprechend der 
gesetzlichen Verpflichtung, Rettungswachen mindestens in der erforderlichen Anzahl 
betrieben. 
 
In Teil 3 sind aufgeführt: 
 
 
3.1 Teil A Bedarfsgerechter Rettungsdienst 
 
3.2 Teil B Zusätzliche Vorhaltung 
 
 
Die Zeiten der Besetzung gehen im Einzelnen aus den in Teil A und Teil B 
beschriebenen erforderlichen Rettungsmittelvorhaltungen hervor. 
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2.4 Rettungsmittel 
 
Im Landkreis Rotenburg (Wümme) werden eingesetzt: 
 

• Rettungswagen nach DIN EN 1789:2020 Typ C für die Notfallrettung (RTW) 
• Notfall-Krankenwagen nach DIN EN 1789:2020 Typ B für den Notfalltransport 

(N-KTW)  
• Krankentransportwagen nach DIN EN 1789:2020 Typ B für den qualifizierten 

Krankentransport (KTW) 
• Notarzteinsatzfahrzeuge nach DIN 75079:2009 für den Einsatz des Notarztes 

in der Notfallrettung (NEF) 
 

 
 

Die Vorhaltung der Fahrzeuge an den einzelnen Rettungswachen ergibt sich aus Teil 
A und Teil B. 
 
 
 
Vorgehaltene, bedarfsgerechte Reservefahrzeuge: 
 
 4 RTW, 2 N-KTW, 2 KTW, 1 NEF. 
 
 
Gemäß § 9 NRettDG in Verbindung mit § 4 Abs. 4 NRettDG wird kein eigener 
Intensivtransportwagen (ITW) vorgehalten. Je nach Zielkrankenhaus wird der ITW aus 
Hannover, Oldenburg, Hamburg oder Bremen angefordert. Vorgehalten wird weiterhin 
ein Schwerlast-RTW. 
 
 
 
2.5 Rettungsdienstpersonal 
 
Gemäß § 10 Abs. 2 NRettDG sind Krankenkraftwagen mit mindestens zwei Personen 
zu besetzen, von denen auf einem RTW mindestens eine Person zum Führen der 
Berufsbezeichnung Notfallsanitäter/Notfallsanitäterin (NFS) berechtigt sein muss, bis 
zum 31.12.2026 kann anstelle eines NFS noch ein Rettungsassistent/eine 
Rettungsassistentin (RA) eingesetzt werden. Ein N-KTW ist in der Regel mit 
mindestens einem Rettungssanitäter/einer Rettungssanitäterin (RS) plus zu 
besetzen; ein KTW mit mindestens einem Rettungssanitäter/einer Rettungssanitäterin 
(RS). Im Landkreis Rotenburg (Wümme) sind die Krankenkraftwagen daher in der 
Regel wie folgt besetzt: 
 
RTW      = 1 Notfallsanitäter/ Rettungsassistent, 1 Rettungssanitäter 
N-KTW  =  1 Rettungssanitäter „plus“, 1 Rettungssanitäter 
KTW      = 2 Rettungssanitäter 
NEF       = 1 Notfallsanitäter/ Rettungsassistent, 1 Notarzt 
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Die Besetzung der RTW und NEF ergibt sich aus der Empfehlung des 
Landesausschuss Rettungsdienst zur Bewältigung von Notfallereignissen mit einer 
größeren Anzahl von Verletzten oder Kranken (Großschadensereignisse), da alle 
RTW und NEF in derartigen Lagen im Rahmen der MANV-S-Komponente (Sofort) 
eingesetzt werden können und die Empfehlung eine entsprechende 
Fahrzeugbesetzung vorsieht. Eine entsprechende Mindestbesetzung auf den 
Fahrzeugen der Notfallrettung ist somit unabdingbar. 
 
Grundsätzlich werden sämtliche Rettungsmittel mit dem ausgewiesenen qualifizierten 
und damit hauptamtlichen Personal besetzt.  Der Landkreis Rotenburg (Wümme) und 
sein Beauftragter sind bestrebt, soweit verfügbar, zur Kostenersparnis auch 
entsprechend qualifiziertes ehrenamtliches Aushilfspersonal einzusetzen.  
Da es sich bei Rettungssanitätern um die niedrigste gesetzlich geregelte 
Qualifikationsstufe im Rettungsdienst in Niedersachsen handelt, ist der Einsatz eines 
Rettungshelfers (RH) anstelle eines zweiten RS auf einem KTW nur in begründeten 
Ausnahmen zulässig. 
 
2.6 Notarztdienste 
 
An den Rettungswachen Bremervörde und Zeven sowie am Agaplesion 
Diakonieklinikum Rotenburg stehen jeweils in ständiger Besetzung ein Notarzt mit der 
Zusatzqualifikation „Rettungsmedizin“ sowie ein Notfallsanitäter / Rettungsassistent 
als Fahrer zur Verfügung.  
Der Einsatz der Notärzte erfolgt im Rendezvous-Verfahren mit den in ihrem jeweiligen 
Bereich eingesetzten Rettungsmitteln. 
Die Bereitstellung des Notarztes für Rotenburg regelt eine Vereinbarung zwischen 
dem Agaplesion Diakonieklinikum Rotenburg gGmbH und dem DRK-Kreisverband 
Bremervörde in der jeweils geltenden Fassung. Die Bereitstellung der Notärzte für 
Bremervörde und Zeven stellt das Deutsche Rote Kreuz, Kreisverband Bremervörde 
e. V., im Rahmen seines Sicherstellungsauftrages über die Verpflichtung von 
Notärzten mit Honorarverträgen sicher. 
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2.7 Örtliche Einsatzleitung 
 
Gemäß § 7 Abs. 1 NRettDG ist eine Örtliche Einsatzleitung (ÖEL) zu bilden, die bei 
einem größeren Notfall am Einsatzort Aufgaben der Rettungsleitstelle übernimmt, 
soweit dies zur ordnungsgemäßen Lenkung des Einsatzes erforderlich ist, und die 
medizinische Versorgung leitet. Eine solche örtliche Einsatzleitung besteht nach § 7 
Abs. 2 NRettDG mindestens aus einem Leitenden Notarzt/einer Leitenden Notärztin 
(LNA) und einem organisatorischen Leiter/einer organisatorischen Leiterin 
Rettungsdienst (OrgL). Aufgaben und Bestandteile einer ÖEL regelt die Empfehlung 
„Örtliche Einsatzleitung“ des Landesausschuss Rettungsdienst. 
Nach § 7 Abs. 4 NRettDG hat der Träger des Rettungsdienstes Maßnahmen zur 
Bewältigung von Großschadensereignissen vorzubereiten. 
 
Der Landkreis Rotenburg (Wümme) kommt dieser gesetzlichen Verpflichtung u. a.  
dadurch nach, dass er eine Gruppe von Leitenden Notärzten/Notärztinnen, die zurzeit 
aus 15 Personen besteht, benannt hat, die im Bedarfsfall alarmiert werden können.  
Die Organisatorischen Leiter Rettungsdienst, gegenwärtig besteht die Gruppe aus 33 
Personen, sind zur permanenten Sicherstellung ihrer Verfügbarkeit in zwei Bereiche, 
Süd und Nord/Mitte, dienstplanmäßig eingeteilt. Somit stehen im 
Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (Wümme) im Regelfall ständig zwei OrgL 
in Bereitschaft. Unterstützt werden kann die ÖEL Rettungsdienst im Einsatzfall durch 
die Unterstützungsgruppe Örtliche Einsatzleitung Rettungsdienst (UG ÖEL RD). 
Diese Gruppe besteht momentan aus 12 Personen, die über eine weiterführende 
Ausbildung verfügen und als Führungsassistenten eingesetzt werden können. Sie 
stellen ebenfalls die Besetzung des Einsatzleitwagens Rettungsdienst (ELW RD) 
sicher.    
 
 
2.8 Massenanfall von Verletzten (ManV)  
 
Entsprechend der Empfehlung des Landesausschuss Rettungsdienst zur Bewältigung 
von Notfallereignissen mit einer größeren Anzahl von Verletzten oder Kranken 
(Großschadensereignisse) hat der zuständige Rettungsdienstträger detaillierte 
Planungen vorzunehmen und adäquate Festlegungen zu treffen. Dieser Vorgabe trägt 
der Landkreis Rotenburg (Wümme) mit seinem „Konzept zur Bewältigung eines 
Massenanfalls von Verletzten (ManV-Konzept)“ nebst zugehörigem Fahrzeugkonzept 
und dem „Konzept zur überregionalen Bewältigung eines Massenanfalls von 
Verletzten (Ü-ManV-Konzept) der Landkreise Cuxhaven, Harburg, Heidekreis, 
Osterholz, Rotenburg (Wümme), Stade und Verden“ Rechnung.  
 
Im Rahmen dieser Konzepte stehen die sogenannten „Schnellen Einsatzgruppen“ 
(SEG) außerhalb des hauptamtlichen Rettungsdienstes sowie die Bereitschaften der 
Kreisverbände Bremervörde und Rotenburg des Deutschen Roten Kreuzes zur 
Verfügung. Ergänzt werden können sie durch örtliche Einheiten der Johanniter –
Unfall-Hilfe (JUH), der Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG), des 
Technischen Hilfswerks und des privaten Krankentransportunternehmens Mediteam 
Krankentransporte Bremen und Rotenburg GmbH.  
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Die Alarmierung dieser Einheiten erfolgt ausschließlich durch die Einsatzleitstelle für 
Rettungsdienst und Feuerwehr in Zeven oder einer der Einsatzleitstellen aus dem 
Leitstellenverbund. 
 
 
Ergänzt werden diese Konzepte durch den Krankenhausnotfallplan im Landkreis 
Rotenburg (Wümme). 
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3.   Anzahl und Standorte der Rettungswachen 
 
 
3.1 Teil A Bedarfsgerechter Rettungsdienst 
 
 

 
Zur Überprüfung der Standortplanung im Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg 
(Wümme) wurde mit Beschluss des Kreisausschusses am 15.12.2016 nachfolgendes 
„Gutachten zur Überprüfung der Rettungsmittelvorhaltung im Landkreis Rotenburg 
(Wümme) unter Einbeziehung einer Überprüfung der Rettungswachenstandorte“, Teil 
1: Neuplanung Rettungswachenstruktur, Entwurf, Stand: 24.04.2017, der Firma 
forplan, Forschungs- und Planungsgesellschaft für Rettungswesen, Brand- und 
Katastrophenschutz m. b .H., ergänzt um die „Expertise zur Neuplanung von 
Rettungswachenstandorten im Landkreis Rotenburg (Wümme)“, Stand: 15.11.2017 
sowie des „Gutachten zur Überprüfung der Rettungsmittelvorhaltung im Landkreis 
Rotenburg (Wümme) unter Einbeziehung einer Überprüfung der 
Rettungswachenstandorte“, Stand: 24.05.2018, beides ebenfalls von der 
vorgenannten Gutachterfirma, beauftragt.  
Die „Expertise zur Neuplanung von Rettungswachenstandorten im Landkreis 
Rotenburg (Wümme)“, Stand: 15.11.2017, hat im Rahmen der theoretischen 
Standortplanung ergeben, dass durch 7 Standorte in Verbindung mit 
überbereichlichen Versorgungsmöglichkeiten eine flächendeckende Versorgung des 
Rettungsdienstbereichs Rotenburg (Wümme) erreicht werden kann. Hierzu wäre 
allerdings die Verlegung aller bisherigen Rettungswachenstandorte notwendig. 
In einem gemeinsamen Workshop mit dem Gutachter, dem Beauftragten, den 
Kostenträgern und dem Landkreis konnte am 17.01.2018 eine Einigung dahingehend 
erzielt werden, dass durch 7 Rettungswachenversorgungsbereiche eine 
flächendeckende Versorgung des Rettungsdienstbereiches Rotenburg (Wümme) 
erreicht werden kann. 
Die in diesem Zusammenhang ermittelten Standorte wurden auf Grundlage einer 
theoretischen Planung zur Gebietsabdeckung des Rettungsdienstbereiches ermittelt 
und orientieren sich nicht an vorhandenen Rettungswachenstandorten. Da die 
Auswahl der tatsächlichen Rettungswachenstandorte seitens des Trägers aus der 
Umsetzung des Bürgerentscheides resultiert, ist eine Hilfsfristüberschreitung in 
einzelnen Rettungswachenversorgungsbereichen künftig kein zwingendes Indiz für 
eine zu geringe Fahrzeugvorhaltung.  
 
Hieraus ergibt sich gemäß des aktuellen „Bedarfsgutachten Rettungsdienst 2024“ für 
den Landkreis Rotenburg (Wümme), der Firma LÜLF+ Sicherheitsberatung, Stand 
21.10.2024, folgende bedarfsgerechte Rettungsmittelvorhaltung, wobei es sich bei 
dem Standort Scheeßel um einen rein fiktiven, rechnerischen, Standort handelt: 
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 7 Rettungswachenversorgungsbereiche  

  bedarfsgerecht   
Einsatzfahrzeuge Typ Besetztzeiten Wochenstunden 

Bremervörde NEF Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 2 Montag-Sonntag 07:00-19:00 84 

Gnarrenburg/ RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

Tarmstedt RTW 2 Montag-Sonntag 07:00-19:00 84 

Zeven NEF Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 2 Montag-Sonntag 07:00-19:00 84 

Sittensen RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

Rotenburg/ 
 Sottrum 

NEF Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 2 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 3 Montag-Freitag 07:00-19:00 60 

Lauenbrück  
(Scheeßel) 

RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 2 Montag-Freitag 07:00-19:00 68 

 Sonntag 15:00-23:00 

Visselhövede RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 
 

 
   

Mitte/Nord N-KTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 
 

N-KTW 2 Montag-Sonntag 07:00-23:00 112 

Süd N-KTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 
 

N-KTW 2 Montag-Sonntag 07:00-23:00 112 

     
Zentral KTW 1 Montag-Freitag 07:00-15:00 57 
 

 Samstag 06:00-16:00 
 

 Sonntag 10:00-17:00 
 

KTW 2 Montag-Freitag 06:00-18:00 60 
 

KTW 3 Montag-Freitag 07:00-17:00 50 
 

KTW 4 Montag-Freitag 08:00-16:00 40 
 

Fernfahrten 

  
500 
Jahresstunden 

 
 
Insgesamt ergibt dies 156.659 bedarfsgerechte Rettungsmittelvorhaltestunden (siehe 
hierzu auch Tabelle 52: Gesamtübersicht Jahresvorhaltestunden der verschiedenen 
Varianten, Seite 67, des vorgenannten und beigefügten Gutachtens). 
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Über die nachbarschaftliche Zusammenarbeit im Einzelfall hinaus wurde mit dem 
Landkreis Cuxhaven eine „Vereinbarung über die Durchführung der Notfallrettung im 
Grenzbereich des Landkreises Cuxhaven zum Landkreis Rotenburg (Wümme)“ für 
die Gemeindeteile Heinschenwalde, Drachel und Drittgeest der Gemeinde Hipstedt 
geschlossen. 
Mit Zustimmung des Kreistages vom 12.03.2015 übernimmt der Landkreis Rotenburg 
(Wümme) im Rahmen der „Vereinbarung über die Durchführung der Notfallrettung im 
Grenzbereich des Landkreises Verden zum Landkreis Rotenburg (Wümme)“ die 
Notfallrettung für die Ortsteile Gerkenhof, Odeweg, Sankt Pauli und Schafwinkel der 
Gemeinde Kirchlinteln aus der Rettungswache Visselhövede heraus. 
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3.2 Teil B Zusätzliche Vorhaltung 

 
 
In Folge des Bürgerentscheids vom 07.06.2009 werden Rettungswachen an 9 
Standorten vorgehalten und betrieben, und zwar in: 
 

Bremervörde 
Gnarrenburg 
Lauenbrück 
Rotenburg (Wümme) 
Sittensen 
Sottrum 
Tarmstedt 
Visselhövede 
Zeven. 
 
In der nachfolgenden Darstellung ist die Bemessung der Vorhaltung auf Basis der 
bestehenden 9 Versorgungsbereiche bemessen worden.  
 

 
Die Vorhaltung der Krankentransportwagen ist gemäß des aktuellen, vorgenannten, 
Sachverständigengutachtens „zentral“ (KTP Zentral und Fernfahrt) bemessen. Das 
bedeutet keinen zentralen Standort im Landkreis, sondern die Option, die Vorhaltung 
den örtlichen Gegebenheiten anpassen zu können. Entsprechend des aktuellen 
Einsatzaufkommens werden die 207 KTW-Wochenstunden wie folgt verteilt:  
 

- Ein KTW Montag bis Sonntag in Rotenburg (57 Wochenstunden) 
- Je ein KTW in Bremervörde, Rotenburg und Zeven, jeweils von Montag bis 

Freitag (insgesamt 150 Wochenstunden). 
 
 
Diese Verteilung kann dem jeweils aktuellen Einsatzaufkommen bzw. der jeweils 
aktuellen Einsatzverteilung entsprechend angepasst werden. Dies führt aktuell zu 
folgender Vorhaltung: 
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 9 Rettungswachenversorgungsbereiche  

  nicht bedarfsgerecht   
Einsatzfahrzeuge Typ Besetztzeiten Wochenstunden 

Bremervörde NEF Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 2 Montag-Sonntag 07:00-19:00 84 

  N-KTW Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

  KTW Montag-Freitag 07:00-17:00 50 

Gnarrenburg RTW  Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

Tarmstedt RTW  Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

Zeven NEF Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 2 Montag-Sonntag 07:00-19:00 84 

  N-KTW Montag-Sonntag 07:00-23:00 112 

  KTW Montag-Freitag 06:00-18:00 60 

Sittensen RTW  Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

Rotenburg 
  

NEF 
Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

  RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

  RTW 2 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

  N-KTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

  N-KTW 2 Montag-Sonntag 07:00-23:00 112 

  KTW 1 Montag-Freitag 07:00-15:00 57 

    Samstag 06:00-16:00 

    Sonntag 10:00-17:00 

  KTW 2 Montag-Freitag 08:00-16:00 40 

Sottrum RTW  Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

Lauenbrück  RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 2 Montag-Freitag 07:00-19:00 68 

  Sonntag 15:00-23:00 

Visselhövede RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

          

  KTW - Fernfahrten 500 Jahresstunden 

 
Insgesamt ergibt dies 166.670 Rettungsmittelvorhaltestunden (siehe hierzu auch 
Tabelle 52: Gesamtübersicht Jahresvorhaltestunden der verschiedenen Varianten, 
Seite 67, des vorgenannten und beigefügten Gutachtens). 
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Des Weiteren wird der zweite Notfall-Krankenwagen an der Rettungswache Zeven 
aufgrund des entsprechenden Beschlusses des Kreistages vom 11.04.2018 zu 
Tagesordnungspunkt 6.2, „Zukunft der OsteMed Kliniken und Pflege GmbH – 
Strukturkonzept 2019“ - „rund-um-die-Uhr“ besetzt. 
 

 9 Rettungswachenversorgungsbereiche  

nicht bedarfsgerecht inklusive politischer Beschlüsse 

Einsatzfahrzeuge Typ Besetztzeiten Wochenstunden 

Bremervörde NEF Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 2 Montag-Sonntag 07:00-19:00 84 

  N-KTW Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

  KTW Montag-Freitag 07:00-17:00 50 

Gnarrenburg RTW  Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

Tarmstedt RTW  Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

Zeven NEF Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 2 Montag-Sonntag 07:00-19:00 84 

  N-KTW Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

  KTW Montag-Freitag 06:00-18:00 60 

Sittensen RTW  Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

Rotenburg 
  NEF 

Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

  RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

  RTW 2 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

  N-KTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

  N-KTW 2 Montag-Sonntag 07:00-23:00 112 

  KTW 1 Montag-Freitag 07:00-15:00 57 

    Samstag 06:00-16:00 

    Sonntag 10:00-17:00 

  KTW 2 Montag-Freitag 08:00-16:00 40 

Sottrum RTW  Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

Lauenbrück  RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

RTW 2 Montag-Freitag 07:00-19:00 68 

  Sonntag 15:00-23:00 

Visselhövede RTW 1 Montag-Sonntag 07:00-07:00 168 

          

  KTW - Fernfahrten 500 Jahresstunden 

 
 
Hieraus resultiert eine Gesamtvorhaltung von 169.622 Rettungsmittelstunden, von 
denen insgesamt (nicht bedarfsgerechte RTW- und N-KTW-Vorhaltestunden) 12.961 
nicht bedarfsgerecht sind. 
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Bezeichnung: 
 
Rettungsdienstbedarfsplanung;  
hier: „Vorbeugender Rettungsdienst“ im Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
 
Sachverhalt: 
 
Wie bereits in der Beschlussvorlage zum Bedarfsplan erläutert, wurde nach Absprache mit allen 
Beteiligten in diesem Jahr erstmals neben einer üblichen Bedarfsermittlung auch ein 
Innovationsgutachten beauftragt, dessen Zielsetzung eine hochwertige, wirtschaftliche und 
bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung ist.  Hierzu wurden im wesentlichen drei Bereiche 
identifiziert: Einführung der Telenotfallmedizin, Einführung eines „Gemeinde-Notfallsanitäters 
Rotenburg (Arbeitstitel „ROWsponder“)“ sowie die Etablierung eines „Vorbeugenden 
Rettungsdienstes“. Als ergänzende Maßnahme wird die Einführung von Fahrzeugen für die s. g. 
„Liegend-Fahrten“ außerhalb der Zuständigkeit des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes 
(NRettDG) angeregt. Das Innovationsgutachten ist als Anlage beigefügt. 
 
Einführung der Telenotfallmedizin: Nach Ablehnung einer Anfrage zur Beteiligung der drei 
Landkreise des virtuellen Leitstellenverbundes am Pilotprojekt des Landkreises Goslar durch das 
Niedersächsische Innenministerium und die Krankenkassen in 2023 können sich die drei 
Landkreise nun doch nach einer überraschenden Zusage in 2024 dem Telenotfallmedizinstandort 
Goslar anschließen. Nach Bereitstellung der notwendigen finanziellen Mittel im Rahmen einer 
APL konnten die notwendigen Beschaffungen getätigt werden, so dass sich der Landkreis 
Rotenburg (Wümme) nach Abschluss der Schulungen des Rettungsdienstpersonals Ende 2024 
/ Anfang 2025 an der Telenotfallmedizin in Niedersachsen beteiligt. 
 
Einführung des „ROWsponder“: Grundlage für die Einführung eines „ROWsponder“ sind die 
Konzepte der Gemeinde-Notfallsanitäter (G-NotSan) und der „Notfallsanitäter-Responder“ 
(NotSan-Responder). Stark verkürzt dient der G-NotSan zum einen zur aufsuchenden 
ambulanten Versorgung bzw. Sichtung mit der Funktion eines medizinischen „Wegweisers“. Zum 
anderen aber auch zur Behandlung von nicht-lebensbedrohlichen Erkrankungen, die 
voraussichtlich ambulant behandelt werden können. Auch eine Verwendung als s. g. First 
Responder ist möglich. Ausgestattet würde der G-NotSan mit einem Rettungseinsatzfahrzeug 
(REF), das in seiner Ausstattung auf dem Notarzteinsatzfahrzeug (NEF) basiert. Abweichend von 
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den bisherigen Erfahrungen aus den Modellregionen soll der G-NotSan auf den Rotenburger 
Bedarf angepasst werden, daher der Arbeitstitel „ROWsponder“. So wird u.a. die Verzahnung mit 
einem der Systeme der Organisatorischen Leiter Rettungsdienst zu prüfen sein, ebenso wie der 
Wunsch der Krankenhäuser nach Unterstützung im Prähospitalbereich.  
Im Gegensatz zur gesicherten Refinanzierung der Telenotfallmedizin durch die Krankenkassen 
ist die Refinanzierung hier noch ungeklärt. Unabhängig davon sollte aber aus Sicht des 
Gutachters und der Verwaltung der „ROWsponder“ als potentielle Entlastung der übrigen 
Rettungsmittel an einem zentralen Standort im Rettungsdienstbereich Landkreis Rotenburg 
(Wümme) eingeführt werden. Der DRK Kreisverband Bremervörde würde bzw. müsste hierzu, 
nach einem entsprechenden Kreistagsbeschluss, mit den vorbereitenden Maßnahmen, wie z. B. 
den Schulungen des geeigneten Personals, zeitnah beginnen, so dass der „ROWsponder“ zum 
dritten Quartal 2025 eingeführt werden könnte. 
 
Etablierung eines „Vorbeugenden Rettungsdienstes“ (VRD): Zusammengefasst geht es beim 
VRD um die Koordinierung aller Maßnahmen, die getroffenen werden können bzw. müssen, um 
Einsätze in den Bereichen der Notfallversorgung und des qualifizierten Krankentransportes 
bereits im Vorwege zu verhindern. Neben präventiven Maßnahmen wie beispielsweise das 
Aufsuchen von „frequent callern“, wie Alten- und Pflegeeinrichtungen oder auch von potentiellen 
Einsatzschwerpunkten wie Diskotheken aber auch Arztpraxen, kämen auch 
Einsatznachbereitungen in Frage. Ebenso wie eine mögliche Verständigung / Vernetzung mit 
anderen Anbietern der „aufsuchenden Pflege“. So könnte beispielsweise allein die Reduzierung 
der Nachfrage aus den Alten-und Pflegeheimen auf den Durchschnitt aus 2023 ca. 500 Einsätze 
des Rettungsdienstes jährlich einsparen. 
Auch der „ROWsponder“ könnte und sollte in den VRD eingebunden werden. 
Die vom Gutachter empfohlene Etablierung des VRD ist sehr sinnvoll, bedarf aber, da es sich um 
rettungsdienstliches Neuland handelt, eines mit allen Beteiligten abgestimmten Konzeptes. 
Dieses zu erarbeiten wäre eine der ersten zu erfüllenden Aufgaben der für die Umsetzung 
notwendigen zusätzlichen Stelle. 
Unabhängig davon sollen aber bereits jetzt erste Maßnahmen im Bereich VRD anlaufen: So bietet 
die Resuscitation Academy Deutschland des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein das 10-
Schritte-Programm nach Eisenberg an, welches zur kontinuierlichen und systemischen 
Verbesserung der Versorgung nach einem außerklinischem Herz-Kreislaufstillstand dient. 
Geplant ist die Teilnahme eines Teams bestehend aus der Ärztlichen Leitung Rettungsdienst, 
ausgewähltem Rettungsdienst- und Einsatzleitstellenpersonal sowie auch aus dem Amt für 
Rettungsdienstmanagement. Das Programm gliedert sich in verschiedenen Veranstaltungen 
über die Dauer von insgesamt zwei Jahren. Auch hier ist aber die Kostenfrage noch offen. 
 
Als Ergänzung der vorgenannten Maßnahmen zur Reduzierung des Einsatzaufkommens plant 
der DRK Kreisverband Bremervörde e. V. außerhalb des Rettungsdienstes die Einführung von 
Fahrzeugen für „Liegend-Fahrten“. Diese Fahrzeuge sollen mit zwei Personen besetzt werden 
und Fahrten übernehmen, die nicht in die Zuständigkeit des Rettungsdienstes inklusive des 
qualifizierten Krankentransportes fallen. Da es sich hier um eine Tätigkeit außerhalb des NRettDG 
handelt, erfolgt keine Disposition über die Einsatzleitstelle für Rettungsdienst und Feuerwehr in 
Zeven – auch für die Refinanzierung ist das DRK selbst zuständig. 
Trotzdem ist davon auszugehen, dass die Einführung dieser Fahrzeuge zu einer Reduzierung 
der Einsätze im Bereich der qualifizierten Krankentransporte führt.  
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Beschlussvorschlag: 
 

Die Verwaltung wird beauftragt, ein Umsetzungskonzept zum „Vorbeugenden 
Rettungsdienst“ und zur Einführung des „ROWsponder“ zu erarbeiten sowie den 
„ROWsponder“ zum dritten Quartal 2025 einzuführen. 
Parallel hierzu wird eine ausreichende Anzahl von Notfallsanitätern zum 
Gemeindenotfallsanitäter qualifiziert. 

 
 
 
 
Prietz 
 





































































 
 

 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Aktueller Stand der Verhandlungen mit den Krankenkassen und der daraus resultierenden 
Entgeltvereinbarung/Satzung 
 
 
Sachverhalt: 
 
Entsprechend der Vorgaben des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes (NRettDG) ist die 
Entgeltvereinbarung zwischen dem Landkreis Rotenburg (Wümme) als Träger und den 
Krankenkassen als Kostenträger regelmäßig zu aktualisieren. 
 
Mit den Krankenkassen wird aktuell das Budget für 2024 verhandelt, mit einem Abschluss wird 
zum Jahresende gerechnet. 
 
Nach § 2 (10) der Entgeltvereinbarung müssen auch gegenüber Dritten ausschließlich die 
vereinbarten Entgelte berechnet werden. Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für den 
Rettungsdienst und den Krankentransport im Landkreis Rotenburg (Wümme) in der derzeit 
geltenden Form ist daher ebenfalls entsprechend zu aktualisieren. 
 
Die Entgeltvereinbarung und die Satzung auf Basis des nach meiner Erwartung kurzfristig 
abschließend zu verhandelnden Budgets befinden sich derzeit noch in der Erarbeitung. Sobald 
diese vorliegen, werden sie schnellstmöglich nachgereicht. 
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Beschlussvorschlag: 
 

Die Entgeltvereinbarung zwischen dem Landkreis Rotenburg (Wümme) und den 
Krankenkassen sowie die Satzung über die Erhebung von Gebühren für den 
Rettungsdienst und den Krankentransport im Landkreis Rotenburg (Wümme) werden 
in den vorliegenden Fassungen beschlossen.  
Dieser Beschluss umfasst auch redaktionelle oder rechtliche Änderungen der 
Entgeltvereinbarung und/oder der Satzung, die sich aufgrund der Abstimmung mit 
den Kostenträgern ergeben. 

 
 
 
Prietz 
 



 
 

 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Einsatzkontingente im Katastrophenschutz des Landkreises Rotenburg (Wümme)  
a) Bildung von Einsatzkontingenten für den Katastrophenschutz im Landkreis Rotenburg 
(Wümme)  
b) Sonderprogramm Fahrzeugbeschaffung für den Katastrophenschutz im Landkreis Rotenburg 
 
 
Sachverhalt: 
 
Zu a) Bildung von Einsatzkontingenten 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 NKatSG umfasst Katastrophenschutz die Vorbereitung der Bekämpfung und 
die Bekämpfung von Katastrophen und außergewöhnlichen Ereignissen. Dazu trifft die untere 
Katastrophenschutzbehörde die für die Bekämpfung von Katastrophen und außergewöhnlichen 
Ereignissen in ihrem Bezirk erforderlichen Vorbereitungsmaßnahmen (§ 5 NKatSG) und fördert 
und überwacht die Aufstellung, Ausbildung und Ausstattung von Einheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes nach Maßgabe der nach § 7 Abs. 1 NKatSG ermittelten 
Katastrophengefahren (§ 12 Abs. 1 S. 1 NKatSG). 
 
Das niedersächsische Katastrophenschutzkonzept wurde mit dem Runderlass zur Gliederung 
und Sollstärke der Einheiten im Katastrophenschutz aus dem Jahr 2017 im Wesentlichen neu 
aufgestellt und an aktuelle Erfordernisse angepasst. Mit den Änderungen zur Aufstellung ging 
insbesondere eine Vereinheitlichung einher, um vor allem bei überregionalen Einsätzen einen 
möglichst reibungslosen Einsatzverlauf zu erreichen.  
Neben der Aufstellung von den Einsatzzügen Sanität und Betreuung sowie den 
Wasserrettungszügen gab es verschiedene Ergänzungseinheiten, die einzeln einsetzbar waren. 
Zwei Einsatzzüge Sanität und Betreuung konnten aber bereits zu Einsatzverbänden 
„Behandlungsplatz 50“ und „Betreuungsplatz 500“ zusammengeführt werden.  
Nach Inkrafttreten des Runderlasses übernahm der DRK-Kreisverband Bremervörde die Bildung 
eines Einsatzzuges für den Landkreis Rotenburg (Wümme); darüber hinaus waren verschiedene 
Ergänzungsgruppen aus vorhandenen Potenzialen aufgestellt worden. Für die Bildung der 
Einsatzverbände wurde zu diesem Zeitpunkt eine Zusammenarbeit mit Nachbarlandkreisen 
angestrebt.  
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Mit der Novellierung des Runderlasses im Jahr 2023 wurden verschiedene neue Teileinheiten 
definiert und zudem aufgrund von Erfahrungswerten aus Einsätzen die Einsatzverbände, jetzt 
Einsatzkontingente, neu strukturiert. Dies wurde zum Anlass genommen, in Zusammenarbeit mit 
den im Landkreis tätigen Hilfsorganisationen zu evaluieren, welche Einheiten aus den 
vorhandenen Potenzialen gebildet werden können. 
Die Anforderungen im Bereich des Katastrophenschutzes sind in den letzten Jahren stetig 
gewachsen. Nicht zuletzt aufgrund verschiedener Einsatzlagen (z. B. Corona-Pandemie, 
Flüchtlingskrisen 2015 + 2022, auf den Klimawandel zurückzuführende Unwetterlagen) ist die 
Notwendigkeit einer Erweiterung der Kapazitäten des Katastrophenschutzes offenkundig 
geworden. Im Zuge der Risikoanalyse für den Landkreis wurde festgestellt, dass aufgrund 
verschiedener Faktoren (u.a. ICE-Strecke und BAB 1 führen durch den LK, große Anzahl von 
Pflege- und Eingliederungshilfeeinrichtungen) die Schwelle für die Notwendigkeit der Einrichtung 
eines Behandlungsplatzes 50 sehr niedrig ist.  
 
2023 hat das Land Niedersachsen per Erlass (RdErl. d. MI v. 15. 11. 2023 — 36.2–14602/300 
N13) verfügt, dass jede untere Katastrophenschutzbehörde Planungen zur Aufnahme von 1 % 
der eigenen Bevölkerung in Notunterkünften aufzustellen hat. Für den Betrieb ebendieser 
Notunterkünfte bedarf es Betreuungspersonals, sodass es konsequent ist, auch das 
Einsatzkontingent Betreuungsplatz 500 (BTP 500) aufzustellen. Nur für die Betreuung des durch 
den Landkreis Rotenburg (Wümme) aufzunehmenden 1 % (ca. 1.700 Personen) bräuchte es 
mindestens zwei weitere Einsatzkontingente BTP 500, die nach dem Solidarprinzip im Rahmen 
der Nachbarschafts- oder überörtlichen Hilfe aus anderen Landkreisen ergänzend angefordert 
werden müssen.  
Bis auf zwei Verpflegungsgruppen, die der BTP 500 erfordert, sind die für die Bildung der 
Kontingente notwendigen Teileinheiten identisch, sodass der Nutzen des Kontingentes hier den 
Mehraufwand deutlich überwiegt. 
Erfreulicherweise ergab die Evaluation bei den Hilfsorganisationen, dass es der personelle 
Zuwachs bei den privaten Hilfsorganisationen im Landkreis zulässt, die für die Kontingente 
erforderlichen Teileinheiten komplett selbst aufzustellen. 
Für eine Aufstellung allein aus Kräften des eigenen Landkreises spricht zudem, dass bei einem 
Einsatzfall nach „Aufnahmeerlass“ (s.o.) damit gerechnet werden kann, dass dann auch die 
Kooperations- bzw. Nachbarlandkreise vor dieser Herausforderung stünden, und somit ein aus 
Einheiten verschiedener Landkreise gebildetes Einsatzkontingent vermutlich zeitgleich in 
mehreren Landkreisen tätig werden müsste.  
Gerade derartige Einsatzszenarien, die definitiv zeitkritisch sind, zeigen, dass die Bildung der 
Einsatzkontingente aus Einheiten innerhalb des Landkreises die Handlungsfähigkeit bestmöglich 
gewährleistet. Ziel bei der Aufstellung der Einsatzkontingente sollte es daher sein, diese aus 
Einheiten der eigenen Hilfsorganisationen zu bilden. 
Das Land wird im Katastropheneinsatz die Zusammenstellung der Einsatzkontingente 
koordinieren; mithin müsste im Bedarfsfall jedes nicht vollständig gebildete Einsatzkontingent 
durch Kräfte anderer Katastrophenschutzbehörden komplettiert werden. Ist der Landkreis in der 
Lage, ein vollständiges Kontingent zu stellen, wäre dies zum Schutz der eigenen 
Kreisbevölkerung wichtig, und für die Planungen des Landes strategisch vorteilhaft. 
 
Zu b) Sonderprogramm Fahrzeugbeschaffung  
 
Für die Bildung der jeweiligen Teileinheiten gibt der Gliederungserlass in der Stärke- und 
Ausstattungsnachweisung (StAN) die Soll-Ausstattung mit Fahrzeugen und Gerät vor. Durch die 
Entscheidung zur Bildung der Einsatzkontingente ohne Beteiligung benachbarter Landkreise 
ergibt sich ein Fahrzeugbedarf, der durch die bei den privaten Trägern der Einheiten vorhandenen 
Kfz derzeit nicht vollständig gedeckt werden kann.  
Die im Konzeptpapier „Sonderprogramm“ (vgl. Anlage, unter Ziffer 2) enthaltene Tabelle zeigt 
eine Auflistung der gemäß Stärke- und Ausstattungsnachweisungen (StAN) vorhandenen Stellen, 
auf denen aktuell kein Fahrzeug oder lediglich ein Platzhalter-Fahrzeug positioniert ist, das die 
Vorgaben des Erlasses nicht erfüllt. Bei Platzhalter-Fahrzeugen handelt sich um nicht 
erlasskonforme Fahrzeuge mit erheblichen Ausstattungsdifferenzen, die das Land für einen 
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Übergangszeitraum akzeptiert, die aber den einsatztaktischen Wert der Einheit einschränken. 
Insgesamt fehlen für die volle technische Einsatzbereitschaft der Katastrophenschutzeinheiten 
im Landkreis Rotenburg (Wümme) 20 Einsatzfahrzeuge oder Anhänger, von denen drei Stellen 
optional zu besetzen sind. Darüber hinaus sind die beiden MTW Betreuung aufgrund des 
Fahrzeugalters abgängig und sind zu ersetzen. 
 
Gemäß § 31 Abs. 2, 3 NKatSG tragen die öffentlichen und privaten Träger die ihnen durch die 
Aufstellung, Ausbildung und Ausstattung von Einheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes entstehenden Kosten, wobei die unteren Katastrophenschutzbehörden 
die im Katastrophenschutz mitwirkenden privaten Träger nach Maßgabe ihrer Haushaltspläne 
durch Zuwendungen unterstützen. Eine nähere Erläuterung, wie diese ausgestaltet sein muss, 
enthält das Gesetz nicht.  
Da sich die Hilfsorganisationen überwiegend aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden und 
Stiftungsförderungen finanzieren, ist ein vollständiger Ausstattungsgrad allein durch Investitionen 
der Hilfsorganisationen nicht erreichbar.  
Hinzu kommt, dass die privaten Träger für einzelne Einsatzfahrzeuge keinen Mehrwert über den 
Katastrophenschutz hinaus haben und insofern das Interesse an einer Eigenbeschaffung eher 
gering ist. Da die Fahrzeuge beispielsweise nicht für den Sanitätsdienst einsetzbar sind, besteht 
keine Möglichkeit der Refinanzierung. Insofern ist eine umfassende finanzielle Beteiligung des 
Landkreises zur Zielerreichung unumgänglich.  
Um voll ausgestattete Einsatzkontingente sowie eine leistungsfähige Wasserrettungsgruppe im 
Landkreis zu erreichen, kommen folgende Unterstützungsoptionen in Betracht: 
 
a) Komplettfinanzierung und -beschaffung von Einsatzfahrzeugen 
b) Prozentuale Förderung der Fahrzeugbeschaffung 
c) Kombination aus a) und b) 
d) Das Land Niedersachsen beschafft Fahrzeuge. Es ist allerdings unklar, welche das sind, wann 
sie beschafft werden und ob man eines erhält. 
Ohne Berücksichtigung der optionalen Fahrzeuge ergeben sich für eine Vollausstattung der 
Fehlstellen voraussichtlich Kosten in Höhe von rund 2,95 Mio. Euro (vgl. Tabelle unter Nr. 4 der 
Anlage „Sonderprogramm“). 
Die Erreichung der Ziele des Programms, beginnend mit der Beschaffung eines 
Führungskraftfahrzeugs für die Führungsgruppe des Einsatzkontingents, sind innerhalb eines 
Zeitraums zwischen 2025 bis etwa 2030 geplant. 
 
Weiterhin sollten die Fahrzeuge, die über den Einsatz im Katastrophenschutz hinaus für den 
jeweiligen privaten Träger keinen Mehrwert haben, aber aufgrund der Vorgaben im 
Gliederungserlass erforderlich sind und ggf. bei einem überörtlichen Einsatz zum Tragen 
kommen, durch den Landkreis zu 100 % finanziert und beschafft werden. Dies erscheint vor allem 
angemessen, da der Katastrophenschutz gesetzliche Aufgabe der Länder und im Rahmen des 
mehrstufigen Verwaltungsaufbaus auch der Landkreise als untere Katastrophenschutzbehörden 
ist. Bereits die für die Bekämpfung von Katastrophen eingesetzten Einsatzkräfte generieren sich 
aus den ehrenamtlich getragenen privaten Trägern, insofern scheint eine Forderung, Kfz, die 
keinen Mehrwert innerhalb der Organisation haben, durch die privaten Träger finanzieren zu 
lassen, unangebracht.  
 
Fahrzeuge, die zwar einen Mehrwert für die Hilfsorganisationen haben, aber aufgrund spezieller 
Vorgaben im Gliederungserlass mit hohen Anschaffungskosten verbunden sind, sollten mit 80 % 
der Anschaffungskosten gefördert werden.  
Für die übrigen Fehlstellen sollte die Förderquote zum schnellen Erreichen der Einsatzfähigkeit 
mindestens 50 % der Anschaffungskosten betragen. 
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Für künftige Ersatzbeschaffungen wäre ggf. noch einmal ein Förderkonzept zu entwickeln.  
Die jeweiligen Förderkategorien sind in der nachfolgenden Tabelle wie folgt gekennzeichnet: 
 
Rot – Vollförderung Landkreis 
Gelb – Förderquote Landkreis 80 % 
Grün – Förderquote Landkreis 50 % 
 
Auf Grundlage der Schätzkosten (vgl. Ziffer 4 des „Sonderprogramm“) wurde der finanzielle 
Investitionsbedarf des Landkreises für die einzelnen Kfz mit rund 2,754 Mio. Euro ermittelt (vgl. 
Tabelle unter Ziffer 7 „Sonderprogramm“). 
Weiterhin enthält das Konzept Grundsätzliches zur effizienten Durchführung von 
Ausschreibungsverfahren, Folgekosten nach der Indienststellung von Fahrzeugen und zur 
Stationierung der Fahrzeuge. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

a) Einsatzkontingente 
 

Die vollständige Aufstellung von eigenen für den Katastrophenschutz im Landkreis 
Rotenburg (Wümme) notwendigen Einsatzkontingenten, einschließlich aller durch den 
Runderlass zur Gliederung und Sollstärke der Einheiten im Katastrophenschutz 
umzusetzender Vorgaben, wird beschlossen. 

 
b) Sonderprogramm Fahrzeugbeschaffung für den Katastrophenschutz 

 
Das Sonderprogramm Fahrzeugbeschaffung für den Katastrophenschutz im Landkreis 
Rotenburg (Wümme) in der vorliegenden Fassung wird unter dem Vorbehalt der 
Verfügbarkeit entsprechender Haushaltsmittel über den zugrundeliegenden 
Planungszeitraum beschlossen. 

 
 
 
 
Prietz 
 



 
 
 
 

 
 
 
 
 

Sonderprogramm Fahrzeug-
beschaffung für den  

Katastrophenschutz im  
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
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1. Ausgangslage 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 NKatSG umfasst Katastrophenschutz die Vorbereitung der Bekämpfung und 

die Bekämpfung von Katastrophen und außergewöhnlichen Ereignissen. Dazu trifft die 

untere Katastrophenschutzbehörde die für die Bekämpfung von Katastrophen und 

außergewöhnlichen Ereignissen in ihrem Bezirk erforderlichen Vorbereitungsmaßnahmen (§ 

5 NKatSG) und fördert und überwacht die Aufstellung, Ausbildung und Ausstattung von 

Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes nach Maßgabe der nach § 7 Abs. 1 

NKatSG ermittelten Katastrophengefahren (§ 12 Abs. 1 S. 1 NKatSG). 

Das niedersächsische Katastrophenschutzkonzept wurde mit dem Runderlass zur Gliederung 

und Sollstärke der Einheiten im Katastrophenschutz aus dem Jahr 2017 im Wesentlichen neu 

aufgestellt und an aktuelle Erfordernisse angepasst. Mit den Änderungen zur Aufstellung 

ging insbesondere eine Vereinheitlichung einher, um vor allem bei überregionalen Einsätzen 

einen möglichst reibungslosen Einsatzverlauf zu erreichen.  

Neben der Aufstellung von den Einsatzzügen Sanität und Betreuung sowie den 

Wasserrettungszügen gab es verschiedene Ergänzungseinheiten, die einzeln einsetzbar 

waren. Zwei Einsatzzüge Sanität und Betreuung konnten aber bereits zu Einsatzverbänden 

„Behandlungsplatz 50“ und „Betreuungsplatz 500“ zusammengeführt werden. Nach 

Inkrafttreten des Runderlasses übernahm der DRK-Kreisverband Bremervörde die Bildung 

eines Einsatzzuges für den Landkreis Rotenburg (Wümme), darüber hinaus waren 

verschiedene Ergänzungsgruppen aus vorhandenen Potenzialen aufgestellt worden. Zu 

dieser Zeit gab es weder eine Risikoanalyse für den Landkreis noch ausreichend 

Einsatzkräfte für die Aufstellung eines zweiten Einsatzzuges, sodass für die Bildung der 

Einsatzverbände eine Zusammenarbeit mit Nachbarlandkreisen angestrebt wurde. Bis zur 

Novellierung des Runderlasses im Jahr 2023 war es jedoch nicht geglückt, die 

Zusammenarbeit soweit voranzutreiben, dass einsatzfähige Verbände aufgestellt waren. 

Mit der Novellierung des Runderlasses wurden verschiedene neue Teileinheiten definiert 

und zudem aufgrund von Erfahrungswerten aus Einsätzen die Einsatzverbände, jetzt 

Einsatzkontingente, neu strukturiert. Dies wurde zum Anlass genommen, in 

Zusammenarbeit mit den im Landkreis tätigen Hilfsorganisationen zu evaluieren, welche 

Einheiten aus den vorhandenen Potenzialen gebildet werden können. 

Zudem erfolgte durch stetig gewachsene Anforderungen im Bereich des 

Katastrophenschutzes sowie eine Sensibilisierung aufgrund verschiedener Einsatzlagen 

(z. B. Corona-Pandemie, Flüchtlingskrisen 2015 + 2022, auf den Klimawandel 

zurückzuführende Unwetterlagen) auch im Sachgebiet Katastrophenschutz eine 

Stellenmehrung, die es ermöglichte, lange nicht für dringend erforderlich angesehene bzw. 

aufgrund eingeschränkter zeitlicher Kapazitäten nicht mögliche Tätigkeitsfelder 

aufzuarbeiten. Im Zuge der eingeleiteten Risikoanalyse wurde festgestellt, dass aufgrund 

verschiedener Faktoren (u. a. ICE-Strecke und BAB 1 führen durch den LK, große Anzahl von 
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Pflege- und Eingliederungshilfeeinrichtungen) die Schwelle für die Notwendigkeit der 

Einrichtung eines Behandlungsplatzes 50 sehr niedrig ist.  

2023 hat das Land Niedersachsen per Erlass (RdErl. d. MI v. 15. 11. 2023 — 36.2–14602/300 N13) 

verfügt, dass jede untere Katastrophenschutzbehörde Planungen zur Aufnahme von 1 % der 

eigenen Bevölkerung in Notunterkünften aufzustellen hat. Für den Betrieb ebendieser 

Notunterkünfte bedarf es Betreuungspersonals, sodass es konsequent ist, auch das 

Einsatzkontingent Betreuungsplatz 500 (BTP 500) aufzustellen. Nur für die Betreuung des 

durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) aufzunehmenden 1 % (ca. 1.700 Personen) 

bräuchte es mindestens zwei weitere Einsatzkontingente BTP 500, die nach dem 

Solidarprinzip im Rahmen der Nachbarschafts- oder überörtlichen Hilfe aus anderen 

Landkreisen ergänzend angefordert werden müssen.  

Bis auf zwei Verpflegungsgruppen, die der BTP 500 erfordert, sind die für die Bildung der 

Kontingente notwendigen Teileinheiten identisch, sodass der Nutzen des Kontingentes hier 

den Mehraufwand deutlich überwiegt 

Erfreulicherweise ergab die Evaluation bei den Hilfsorganisationen, dass es der personelle 

Zuwachs bei den privaten Hilfsorganisationen im Landkreis zulässt, die für die Kontingente 

erforderlichen Teileinheiten komplett selbst aufzustellen. 

Für eine Aufstellung allein aus Kräften des eigenen Landkreises spricht zudem, dass bei 

einem Einsatzfall nach „Aufnahmeerlass“ (s.o.) damit gerechnet werden kann, dass dann 

auch die Kooperations- bzw. Nachbarlandkreise vor dieser Herausforderung stünden, und 

somit ein aus Einheiten verschiedener Landkreise gebildetes Einsatzkontingent zeitgleich in 

mehreren Landkreisen tätig werden müsste. 

Derartige Einsatzszenarien sind definitiv zeitkritisch; dies ist mit einem innerhalb des 

Landkreises gebildeten Einsatzkontingent besser umzusetzen. 

2. Fahrzeug-Fehlstellen 

 
Für die Bildung der jeweiligen Teileinheiten gibt der Gliederungserlass in der Stärke- und 

Ausstattungsnachweisung (StAN) die Soll-Ausstattung mit Fahrzeugen und Gerät vor. Durch 

die Entscheidung zur Bildung der Einsatzkontingente ohne Beteiligung benachbarter 

Landkreise hat sich ein Fahrzeugbedarf ergeben, der durch die bei den privaten Trägern der 

Einheiten vorhandenen Kfz derzeit nicht vollständig gedeckt werden kann.  

Die nachfolgende Tabelle zeigt eine Auflistung der StAN-Stellen, auf denen aktuell kein 

Fahrzeug oder lediglich ein Platzhalter-Fahrzeug positioniert ist, das die Vorgaben des 

Erlasses nicht erfüllt. Bei Platzhalter-Fahrzeugen handelt sich um nicht erlasskonforme 

Fahrzeuge mit erheblichen Ausstattungsdifferenzen, die das Land für einen 

Übergangszeitraum akzeptiert, die aber den einsatztaktischen Wert der Einheit 

einschränken. 
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Aufgestellte Einheit StAN-Stelle 
  

1. Sanitäts- und 
Betreuungszug 

 

1. Zugtrupp weiteres Führungsfahrzeug (optional) 

2. Sanitätsgruppe  Gerätewagen Sanität (Platzhalter) 

1. Betreuungsgruppe MTW Betreuung (abgängig) 

1. Betreuungsgruppe  Anhänger Betreuung 

2. Sanitäts- und 
Betreuungszug 

 

2. Zugtrupp  Zugtruppkraftwagen 

2. Zugtrupp  weiteres Führungsfahrzeug (optional) 

3. Sanitätsgruppe  Gerätewagen Sanität 

4. Sanitätsgruppe  Gerätewagen Sanität (Platzhalter) 

2. Betreuungsgruppe  Gerätewagen Betreuung 

2. Betreuungsgruppe MTW Betreuung (abgängig) 

2. Betreuungsgruppe  Anhänger Betreuung (Platzhalter) 

Ergänzungseinheiten  

1. Psychosoziale 
Notfallversorgung 

Mannschaftstransportwagen 

1. Verpflegungsgruppe  Mannschaftstransportwagen Verpflegung 

1. Logistik und Technik  Kombinationskraftwagen-Logistik 

1. Logistik und Technik  Gerätewagen Logistik groß 

1. Logistik und Technik  Gerätewagen Logistik klein 

1. Logistik und Technik  Anhänger Logistik 

1. Logistik und Technik  Anhänger Tank 

1. Logistik und Technik  Gerätewagen Logistik 7,5 (optional) 

1. Führungsgruppe  Führungskraftwagen 

Wasserrettungsgruppe  

1. Wasserrettungsstaffel  Gerätewagen Wasserrettung (Platzhalter) 

1. Strömungsrettungs-
staffel  

Gerätewagen Strömungsrettung (Platzhalter) 
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Insgesamt fehlen für die volle technische Einsatzbereitschaft der 

Katastrophenschutzeinheiten im Landkreis Rotenburg (Wümme) 20 Einsatzfahrzeuge oder 

Anhänger, von denen drei Stellen optional zu besetzen sind. Darüber hinaus sind die beiden 

MTW Betreuung aufgrund des Fahrzeugalters (Baujahr 1998 bzw. 2000) abgängig und sind 

zu ersetzen. 

3. Unterstützungsoptionen  

 

Gemäß § 31 Abs. 2, 3 NKatSG tragen die öffentlichen und privaten Träger die ihnen durch die 

Aufstellung, Ausbildung und Ausstattung von Einheiten und Einrichtungen des 

Katastrophenschutzes entstehenden Kosten, wobei die unteren 

Katastrophenschutzbehörden die im Katastrophenschutz mitwirkenden privaten Träger nach 

Maßgabe ihrer Haushaltspläne durch Zuwendungen unterstützen. Eine nähere Erläuterung, 

wie diese ausgestaltet sein muss, enthält das Gesetz nicht.  

Da sich die Hilfsorganisationen überwiegend aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden und 

Stiftungsförderungen finanzieren, ist ein vollständiger Ausstattungsgrad allein durch 

Investitionen der Hilfsorganisationen nicht erreichbar.  

Hinzu kommt, dass die privaten Träger für einzelne Einsatzfahrzeuge keinen Mehrwert über 

den Katastrophenschutz hinaus haben und insofern das Interesse an einer Eigenbeschaffung 

eher gering ist. Da die Fahrzeuge beispielsweise nicht für den Sanitätsdienst einsetzbar sind, 

besteht keine Möglichkeit der Refinanzierung. Insofern ist eine umfassende finanzielle 

Beteiligung des Landkreises zur Zielerreichung unumgänglich.  

Um voll ausgestattete Einsatzkontingente sowie eine leistungsfähige 

Wasserrettungsgruppe im Landkreis zu erreichen, kommen folgende 

Unterstützungsoptionen in Betracht: 

a) Komplettfinanzierung und -beschaffung von Einsatzfahrzeugen 

b) Prozentuale Förderung der Fahrzeugbeschaffung 

c) Kombination aus a) und b) 

d) Das Land Niedersachsen beschafft Fahrzeuge. Es ist allerdings unklar, welche das 

sind, wann sie beschafft werden und ob man eines erhält. 

4. Kosten 

 

Ohne Berücksichtigung der optionalen Fahrzeuge ergeben sich für eine Vollausstattung der 

Fehlstellen voraussichtlich nachfolgende Kosten: 
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Aufgestellte Einheit StAN-Stelle 
  

geschätzte Kosten 

1. Sanitäts- und 
Betreuungszug 

  

2. Sanitätsgruppe  Gerätewagen Sanität 300.000,00 €  

1. Betreuungsgruppe MTW Betreuung 100.000,00 € 

1. Betreuungsgruppe  Anhänger Betreuung 50.000,00 €  

2. Sanitäts- und 
Betreuungszug 

  

2. Zugtrupp  Zugtruppkraftwagen 140.000,00 €  

3. Sanitätsgruppe  Gerätewagen Sanität 300.000,00 €  

4. Sanitätsgruppe  Gerätewagen Sanität 300.000,00 €  

2. Betreuungsgruppe  Gerätewagen Betreuung 300.000,00 €  

2. Betreuungsgruppe MTW Betreuung 100.000,00 € 

2. Betreuungsgruppe  Anhänger Betreuung 50.000,00 €  

Ergänzungseinheiten   

1. Psychosoziale 
Notfallversorgung 

Mannschaftstransportwagen 40.000,00 €  

1. Verpflegungsgruppe  Mannschaftstransportwagen  
Verpflegung 

40.000,00 €  

1. Logistik und Technik  Kombinationskraftwagen-
Logistik 

40.000,00 €  

1. Logistik und Technik  Gerätewagen Logistik groß 300.000,00 € 

1. Logistik und Technik  Gerätewagen Logistik klein 200.000,00 € 

1. Logistik und Technik  Anhänger Logistik 40.000,00 €  

1. Logistik und Technik  Anhänger Tank 12.000,00 €  

1. Führungsgruppe  Führungskraftwagen 320.000,00 €  

Wasserrettungsgruppe   

1. Wasserrettungsstaffel  Gerätewagen Wasserrettung 140.000,00 €  

1. Strömungsrettungs-
staffel  

Gerätewagen Strömungsrettung 180.000,00 €  

  

    
2.952.000,00 €  
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5. Zeitlicher Umfang der Investitionen 

 
Gemäß Nr. 3.4 des Gliederungserlasses ist die Erreichung der vollständigen personellen 

und materiellen Einsatzbereitschaft zu betreiben. Aufgrund der erläuterten Neuaufstellung 

des zweiten Sanitäts- und Betreuungszuges und der Entscheidung zur eigenständigen 

Bildung der Einsatzkontingente besteht aktuell ein entsprechend großer Ausbildungs- 

sowie der dargestellte Ausstattungsbedarf. Als Zielgröße zum Erreichen der vollständigen 

Einsatzbereitschaft der Kontingente wurde der 31.12.2030 definiert. Insofern könnte bei 

einer durchschnittlichen Beschaffungszeit von Ausschreibung bis Fahrzeugauslieferung 

von zwei Jahren der erforderliche Investitionsbedarf auf die Jahre 2026/27 bis 2030 

(Verpflichtungsermächtigungen in den Jahren 2025 bis 2028) verteilt werden. 

6. Folgeherausforderungen 

 
Um in der Zukunft über einen schlagkräftigen Katastrophenschutz zu verfügen, sollte auch 

das Thema der Fahrzeugunterbringungen durch den Landkreis nicht außer Acht gelassen 

werden.  

Ähnlich wie bei den gemeindlichen Feuerwehren entsprechen die Unterstellmöglichkeiten 

bei den privaten Trägern maximal dem aktuellen Fahrzeugbestand. Hinzu kommen 

teilweise angekündigte Eigenbedarfe der Vermieter, Beschränkungen in den 

Bebauungsmöglichkeiten der Grundstücke und teils sehr provisorische 

Unterstellmöglichkeiten, die den erforderlichen Schutz der Einsatzfahrzeuge kaum bieten 

können. Auch hier lassen die begrenzten Einnahmen zumindest der kleineren 

Hilfsorganisationen Investitionen in neue und für die Fahrzeuge erforderliche größere 

Hallen nebst Grundstückserwerb kaum zu.  

Als Option käme hier eine Investitionsförderung für die Errichtung von Stellplätzen, 

Schulungsräumen etc. ähnlich der Regelung zur Errichtung von Fahrzeugstellplätzen und 

Schulungsräumen in Feuerwehrgerätehäusern nach der Verwaltungshandreichung zur 

Förderung des Löschwesens in Betracht.  

In der Vergangenheit waren Anträge mit einer Förderung in Höhe von 40 % der Baukosten 

der auf den Katastrophenschutz entfallenden Flächen bewilligt worden. Einen 

Höchstbetrag für die Förderung gab es nicht. Auch hier gibt es bereits Signale seitens der 

DLRG, dass ein verbleibender Eigenanteil in Höhe von 60 % aus Eigenmitteln nicht 

finanzierbar wäre. Es bestünde grundsätzliche Bereitschaft, einen Eigenanteil in Form von 

Eigenleistungen zu erbringen, finanzielle Summen größeren Umfangs sind nahezu 

unmöglich. 

Alternativ bestünde die Möglichkeit, als Landkreis Katastrophenschutzzentren zu errichten, 

die von den Hilfsorganisationen gemeinsam genutzt werden. Hier könnten auch 

Lagerkapazitäten für vom Landkreis vorgehaltene Katastrophenschutzausstattung 

berücksichtigt werden. Stellplätze für Kfz der Kreisfeuerwehr oder des Gefahrgutzuges 

wären ebenfalls denkbar. Aufgrund der Verteilung der Hilfsorganisationen über den 
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Landkreis und erforderliche kurze Wege im Einsatzfall wären dezentrale Zentren im 

Landkreis anzustreben. Sollte diese Lösung befürwortet werden, wären 

Abstimmungsgespräche mit den verschiedenen am Katastrophenschutz beteiligten 

Hilfsorganisationen und der Kreisfeuerwehr erforderlich, um die Zentren bedarfsgerecht 

planen zu können. Auch etwaige Refinanzierungsoptionen über Mietzahlungen o. Ä. 

könnten hier sicher erörtert werden. 

7. Entscheidungsvorschlag 

 

Die Notwendigkeit zur Aufstellung einer Führungsgruppe ergibt sich aus der Entscheidung, 

die Einsatzkontingente eigenständig im Landkreis zu bilden. Daher sollte der dafür 

notwendige Führungskraftwagen vollständig durch den Landkreis finanziert und beschafft 

werden. 

Weiterhin sollten die Fahrzeuge, die über den Einsatz im Katastrophenschutz hinaus für den 

jeweiligen privaten Träger keinen Mehrwert haben, aber aufgrund der Vorgaben im 

Gliederungserlass erforderlich sind und ggf. bei einem überörtlichen Einsatz zum Tragen 

kommen, durch den Landkreis komplett finanziert und beschafft werden. Dies erscheint vor 

allem angemessen, da der Katastrophenschutz gesetzliche Aufgabe der Länder und im 

Rahmen des mehrstufigen Verwaltungsaufbaus auch der Landkreise als untere 

Katastrophenschutzbehörden ist. Bereits die für die Bekämpfung von Katastrophen 

eingesetzten Einsatzkräfte generieren sich aus den ehrenamtlich getragenen privaten 

Trägern, insofern scheint eine Forderung, Kfz, die keinen Mehrwert innerhalb der 

Organisation haben, durch die privaten Träger finanzieren zu lassen, unangebracht.  

Fahrzeuge, die zwar einen Mehrwert für die Hilfsorganisationen haben, aber aufgrund 

spezieller Vorgaben im Gliederungserlass mit hohen Anschaffungskosten verbunden sind, 

sollten mit 80 % der Anschaffungskosten gefördert werden.  

Für die übrigen Fehlstellen sollte die Förderquote zum schnellen Erreichen der 

Einsatzfähigkeit mindestens 50 % der Anschaffungskosten betragen. 

Für künftige Ersatzbeschaffungen wäre ggf. noch einmal ein Förderkonzept zu entwickeln.  

Die jeweiligen Förderkategorien sind in der nachfolgenden Tabelle wie folgt gekennzeichnet: 

Rot – Vollförderung LK 

Gelb – Förderquote LK 80 % 

Grün – Förderquote LK 50 % 

Auf Grundlage der Schätzkosten aus Nr. 4 wurde der finanzielle Investitionsbedarf des 

Landkreises für die einzelnen Kfz ermittelt: 
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Aufgestellte Einheit StAN-Stelle 
  

Investitionsanteil LK 

1. Sanitäts- und 
Betreuungszug 

  

2. Sanitätsgruppe  Gerätewagen Sanität 300.000,00 €  

1. Betreuungsgruppe MTW Betreuung 80.000,00 € 

1. Betreuungsgruppe  Anhänger Betreuung 25.000,00 €  

2. Sanitäts- und 
Betreuungszug 

  

2. Zugtrupp  Zugtruppkraftwagen 112.000,00 €  

3. Sanitätsgruppe  Gerätewagen Sanität 300.000,00 €  

4. Sanitätsgruppe  Gerätewagen Sanität 300.000,00 €  

2. Betreuungsgruppe  Gerätewagen Betreuung 300.000,00 €  

2. Betreuungsgruppe MTW Betreuung 80.000,00 € 

2. Betreuungsgruppe  Anhänger Betreuung 25.000,00 €  

Ergänzungseinheiten   

1. Psychosoziale 
Notfallversorgung 

Mannschaftstransportwagen 20.000,00 €  

1. Verpflegungsgruppe  Mannschaftstransportwagen  
Verpflegung 

20.000,00 €  

1. Logistik und Technik  Kombinationskraftwagen-
Logistik 

20.000,00 €  

1. Logistik und Technik  Gerätewagen Logistik groß 300.000,00 € 

1. Logistik und Technik  Gerätewagen Logistik klein 200.000,00 € 

1. Logistik und Technik  Anhänger Logistik 20.000,00 €  

1. Logistik und Technik  Anhänger Tank 12.000,00 €  

1. Führungsgruppe  Führungskraftwagen 320.000,00 €  

Wasserrettungsgruppe   

1. Wasserrettungsstaffel  Gerätewagen Wasserrettung 140.000,00 €  

1. Strömungsrettungs-
staffel  

Gerätewagen Strömungsrettung 180.000,00 €  

  

    
2.754.000,00 €  
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Wenn die Beschaffung für die drei Gerätewagen Sanität gebündelt werden würde, könnte 

hier im Zuge einer Ausschreibung ggf. ein besserer Angebotspreis erzielt werden. Inwiefern 

eine gebündelte Beschaffung durch den Landkreis für teilfinanzierte Fahrzeuge möglich ist, 

wäre zu prüfen. Des Weiteren könnte sich das Investitionsvolumen reduzieren, wenn 

einzelne Kfz aus zentralen Landesbeschaffungen zugewiesen werden. Da das Land die 

Landkreise an seinen langfristigen Planungen aktuell nicht teilhaben lässt, wäre zunächst 

mit der o. g. Summe zu rechnen. 

Neben den Beschaffungskosten wäre bei den vollfinanzierten Fahrzeugen noch eine 

Regelung hinsichtlich der Kostentragung für die laufenden Kosten zu treffen. Hierbei könnte 

man ähnlich zu den für den Bereich der Feuerwehr beschafften Rüstwagen verfahren. Dort 

gilt folgender Ansatz: 

a) Der Landkreis als Eigentümer/Halter der Fahrzeuge trägt diejenigen Kosten, die 

nutzungsunabhängig bzw. durch herstellerseitige oder rechtliche Vorgaben wiederkehrend 

(Fristen für techn. Prüfungen, garantieabhängige Kontrollen, Reifentauschintervalle) zur 

Erhaltung der Verkehrs- bzw. Betriebssicherheit und der Ausgangsqualität des Fahrzeugs 

und seiner Ausrüstung erforderlich sind. 

b) Die Nutzer tragen jeweils die nutzungsbedingten, variabel anfallenden Kosten, also 

weitgehend alle aus dem Betrieb heraus entstehenden Aufwendungen (Inspektionen/ 

Wartung einschließlich Teile, Betriebs- und Schmierstoffe) und die Reparatur sowie den 

Ersatz von im Einsatz- oder Übungsbetrieb beschädigter bzw. irreparabler Fahrzeug- bzw. 

Geräteteile (soweit nicht über KSA ersetzt). 

Eine etwaige Abrechnung der Kosten unter b) über die geltende Verwaltungshandreichung 

zur Förderung und Zuwendungen für die mitwirkenden privaten Träger im 

Katastrophenschutz aus Kreismitteln bliebe hiervon unberührt. 

Vom Landkreis wurden in den vergangenen Jahren in die Förderung zur Anschaffung von 

Fahrzeugen der Hilfsorganisationen 18.367,75 Euro investiert. Gemessen an der Bedeutung 

ist hier eine Investition dringend angeraten, um einen leistungsfähigen 

Katastrophenschutz zu etablieren. Vor allem im Hinblick auf § 7 NKatSG ist fraglich, ob 

diese bisherige Förderung risikogerecht erfolgte. 

 



 
 

 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Zuschussantrag des DRK-Kreisverband Bremervörde e.V. auf Bezuschussung der baulichen 
Erweiterung des Katastrophenschutzzentrums in Bremervörde („Solferinohaus„) 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Bremervörde plant infolge einer erfreulich positiven Entwicklung bei der 
Zahl seiner Mitglieder, sein Katastrophenschutzzentrum in Bremervörde, und in der Folge (ab 
2026) dann auch das Areal in Zeven, auszubauen. Aus dem Zuschussantrag vom 15.08.2024 
geht hervor, dass vor allem Stellplätze für größere Einsatzfahrzeuge sowie zusätzliche 
Sozialräume geschaffen werden müssten. Es geht um eine Erweiterung im Ausmaß von rund 
250 m2 Nutzfläche.  
Weitere Informationen zum Antrag (Kostenschätzung, Grundrisse, Lageplan) sind der Vorlage als 
Anlagen beigefügt. 
Für den Standort Bremervörde hat das DRK ein Kostenvolumen in Höhe von 475.000,- € ermittelt.  
 
Das DRK ist einer der wesentlichen privaten Träger und Akteure im Bevölkerungsschutz des 
Landkreises, leistet also einen konstruktiven und wertvollen Beitrag zur Erfüllung dieser wichtigen 
öffentlichen Aufgabe. Bekanntermaßen betreibt der DRK-Kreisverband eine erfolgreiche 
Mitgliederarbeit, was insbesondere auch der Aufgabenerfüllung des kreisweiten 
Katastrophenschutzes zugutekommt, wie dem aktuell vorzuplanenden Vorhaben der Aufstellung 
von eigenen Einsatzkontingenten nach dem Runderlass zur Gliederung und Sollstärke der 
Einheiten im Katastrophenschutz. Die daraus resultierende Aufstellung eines Sanitäts- und 
Betreuungszuges etwa wird personell wesentlich von der Einsetzbarkeit ehrenamtlicher 
Helferinnen und Helfer mit Fähigkeiten gestützt, wie sie das DRK schwerpunktmäßig anbietet 
(Fähigkeiten „Behandlungsplatz 50“ und „Betreuungsplatz 500“). 
 
Bisher wurden Investitionszuschüsse an Dritte im Bereich des Katastrophenschutzes nach 
Beschlüssen des Kreistages in der Regel mit 40 vom Hundert der nachgewiesenen 
Investitionskosten gewährt. 
  

 

Besch l ussvor lage  
Ordnungsamt  

Tagesordnungspunkt:  9 
 

 

Drucksachen-Nr.:  2021-26/0797 

Status:         öffentlich 

Datum:     25.10.2024 

 
Termin  Beratungsfolge: 

Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enthalt. 

13.11.2024 Ausschuss für Feuerschutz und Rettungsdienst 

21.11.2024 Kreisausschuss 

19.12.2024 Kreistag 
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Die aktuelle Haushaltslage des Landkreises engt den finanziellen Handlungsspielraum für 
freiwillig gewährte Leistungen indes ein. Vor diesem Hintergrund wird vorgeschlagen, einen 
Investitionskostenzuschuss in Höhe von maximal 20 vom Hundert zu bewilligen. 
Ausgehend von den kalkulierten Gesamtkosten ergäbe sich eine Summe von rund 100.000,- €. 
Entsprechende Mittel wurden vorsorglich für den Haushalt 2025 mit angemeldet und sind als 
Investitionszuschuss beim Produkt 12.8.01 (KatS) hinterlegt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Dem DRK-Kreisverband Bremervörde e.V. wird auf seinen Antrag vom 15.08.2024 
zur Umsetzung baulicher Erweiterungsmaßnahmen am Katastrophenschutzzentrum 
„Solferinohaus“ in Bremervörde ein Zuschuss zu den nachgewiesenen 
Investitionskosten in Höhe von 20 vom Hundert, maximal aber 100.000,00 €, 
gewährt. 

 
 
 
Prietz 
 





Bauvorhaben :  Erweiterung Katastrophenschutzzentrum DRK  
Bauherr          : Deutsches Rotes Kreuz, Großer Platz 12, 27432 Bremervörde  
 
 
Kostenschätzung gemäß DIN 276 brutto in TSD € 
 
 
100  Grundstück                      o. Ansatz 
 
 
200 Herrichten und Erschließen      vorhanden 
 

Gas, Wasser, Strom, Tel.          
 
 
300 Bauwerk - Baukonstruktionen      375 

 

Anbau Fahrzeughalle 
 245 m²  x  1.250  €/m²    =        306.250,- € 
 

 Umbau Altbau (EG und OG)             68.750,- € 
 
 
400  Bauwerk - Technische Anlagen               in 300 enth. 
 
 
500 Außenanlagen          48 

 

Pflasterflächen, Entwässerung  43.000,- €  
Grünanlage, Pflanzen, Bäume    5.000,- € 

 
 
600 Ausstattung und Kunstwerke      o. Ansatz 

 

 
 
700 Baunebenkosten          52 

 

Architekt, Statiker, SiGeKo  
Baugenehmigung, Abnahmen 

           ___ 
 
Gesamtkosten         475 
 
 
 
Aufgestellt:  
13.08.2024 
 
 
A R C H I T E K T E N 
HELLWEGE | BUTTKUS 
27432 BREMERVÖRDE 
 







 
 

 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Haushaltsplan 2025 
 
Sachverhalt: 
 
Gegenstand der Haushaltsberatungen im Ausschuss für Feuerschutz und Rettungsdienst sind 
die Planansätze für die folgenden Produkte:  
 
 
Ordnungsamt: 
 

12.2.01 Allgemeine Ordnungs- und Staatsangehörigkeitsangelegenheiten 
12.2.02 Ausländer- und Asylangelegenheiten 
12.2.03 Gewerbe, Gaststätten, Handwerk und Industrie  
 (einschl. Wirtschaftsrecht) 
12.2.04 Landwirtschaftsbehörde, Jagd und Fischerei, Waffen und 

Sprengstoffrecht 
12.6.01 Abwehrender Brandschutz 
12.8.01 Katastrophenschutz 

 
 
Amt für Rettungsdienstmanagement: 
 

12.7.01 Förderung des Rettungsdienstes 
12.7.02 Rettungsdienst   

 
 
Ein entsprechender Auszug aus dem Haushaltsplanentwurf ist beigefügt. 
 
 
  

 

Besch l ussvor lage  
Ordnungsamt  

Tagesordnungspunkt:  10 
 

 

Drucksachen-Nr.:  2021-26/0798 

Status:         öffentlich 

Datum:     25.10.2024 

 
Termin  Beratungsfolge: 

Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enthalt. 

13.11.2024 Ausschuss für Feuerschutz und Rettungsdienst 

05.12.2024 Kreisausschuss 

19.12.2024 Kreistag 

   

   

   



- 2 - 

     
 

 
Beschlussvorschlag: 
 

Für die weiteren Beratungen zum Haushaltsplan 2025 werden die Planansätze der 
vorgenannten Produkte mit den in der Sitzung besprochenen Änderungen empfohlen. 

 
 
 
 
Prietz 
 



Produkt 12.1.02 Registergestützter Zensus 
 

Produktbeschreibung 
Durchführung des für 2021 geplanten gemeinschaftsweiten Zensus der Europäischen Union in Form eines registergestützten Zensus 
Gemäß Bundeskabinettsbeschluss vom 02.09.2020 wurde der Zensus auf das Jahr 2022 verschoben. 

 

Auftragsgrundlage 

ZensG 2022, Nds. AG ZensG 2022 

 

Ziele 
- Feststellung der amtlichen Einwohnerzahlen bezogen auf den Landkreis Rotenburg (W.) 
- Gewinnung von Informationen zu Wohnraum, Bildung und Erwerbsleben 
- Termingerechte Abgabe der Erhebungsunterlagen 

 

Maßnahmen zur Zielerreichung 
- Einrichtung und Betrieb der Erhebungsstelle 
- Durchführung der vorgeschriebenen Fragebogenaktionen 
- Einhaltung der vorgeschriebenen Verfahren, insbesondere Sicherstellung des Datenschutzes 
- Gewinnung von Interviewerrinnen und Interwiewern 

 

Verantwortung Frank Thies 



Produkt 12.1.02 Registergestützter Zensus 
Produktergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2023 

Ansatz 
2024 

Ansatz 
2025 

Plan 
2026 

Plan 
2027 

Plan 
2028 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0 

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer für Investitionstätigkeit 87.797 0 0 0 0 0 

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0 

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. Entgelte f. Inv.-Tätigk. 0 0 0 0 0 0 

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0 

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0 

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0 

11. sonstige ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

12. = Summe ordentliche Erträge 87.797 0 0 0 0 0 

13. Personalaufwendungen 27.687 0 0 0 0 0 

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 71 400 0 0 0 0 

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 359 0 0 0 0 0 

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 28.117 400 0 0 0 0 

21. = ordentliches Ergebnis 59.680 -400 0 0 0 0 

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

25. Jahresergebnis 59.680 -400 0 0 0 0 

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0 

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 7.311 7.300 6.400 6.600 6.800 7.000 

Saldo ILV -7.311 -7.300 -6.400 -6.600 -6.800 -7.000 

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV 52.369 -7.700 -6.400 -6.600 -6.800 -7.000 



Produkt 12.1.02 Registergestützter Zensus 



Produkt 12.2.01 Allgemeine Ordnungs- und Staatsangehörigkeitsangelegenheiten 
 

Produktbeschreibung 
Das Produkt beinhaltet die Aufsicht über die Ordnungsämter der Gemeinden, das Versammlungswesen, das Kehrwesen, die Unterbringung psychisch 
Kranker und den 
allg. Bereitschaftsdienst sowie Staatsangehörigkeitsangelegenheiten. 

 

Auftragsgrundlage 

STAG, SchfHWG, 1. BImschV, NVersG, NPOG, NPsychKG 

 

Ziele 
- Zeitnahe Bearbeitung der Verwaltungsverfahren 
- Eingliederung langjährig aufhältiger Ausländer 

 

 

Verantwortung Frank Thies 



Produkt 12.2.01 Allgemeine Ordnungs- und Staatsangehörigkeitsangelegenheiten 
Produktergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2023 

Ansatz 
2024 

Ansatz 
2025 

Plan 
2026 

Plan 
2027 

Plan 
2028 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0 

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer für Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0 

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0 

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. Entgelte f. Inv.-Tätigk. 60.983 45.000 60.000 61.500 63.000 64.600 

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0 

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 2.464 2.500 2.500 2.500 2.600 2.600 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0 

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0 

11. sonstige ordentliche Erträge 9.250 500 500 500 500 500 

12. = Summe ordentliche Erträge 72.697 48.000 63.000 64.500 66.100 67.700 

13. Personalaufwendungen 289.501 399.800 482.100 493.800 506.300 518.900 

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 571 6.000 6.000 6.100 6.200 6.300 

16. Abschreibungen 16 0 0 0 0 0 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 13.567 15.000 18.000 18.400 18.900 19.300 

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 303.654 420.800 506.100 518.300 531.400 544.500 

21. = ordentliches Ergebnis -230.957 -372.800 -443.100 -453.800 -465.300 -476.800 

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

25. Jahresergebnis -230.957 -372.800 -443.100 -453.800 -465.300 -476.800 

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0 

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 116.350 165.100 181.600 186.700 192.000 197.300 

Saldo ILV -116.350 -165.100 -181.600 -186.700 -192.000 -197.300 

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -347.307 -537.900 -624.700 -640.500 -657.300 -674.100 



Produkt 12.2.01 Allgemeine Ordnungs- und Staatsangehörigkeitsangelegenheiten 
 

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

Nr. Bezeichnung Gesamtausgabe-/ 
-einnahmebedarf 

(Ansatz) 

Ansatz 
2025 

Bisher 
bereitgestellt 

(Ansatz) 

Verpflichtungs- 
ermächtigungen 

Finanzplan 
2026 

Finanzplan 
2027 

Finanzplan 
2028 

Investitionen unter 50.000 € 

Summe 28.000 28.000 0 0 0 0 0 

 

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr 

Stellenanteile 4,55 5,55 

 

 

Erläuterungen 
Zeile 5: Gebühren für Einbürgerungen, Zweitbescheiden u. Ä. 
Zeile 7: Erstattungen vom Land für übertragene Aufgaben 
Zeile 11: Bußgelder für Ordnungswidrigkeiten nach dem OWiG aus Ordnungsangelegenheiten 
Zeile 15: Aufwendungen für den Dienstwagen Amt 32 - ROW-LK 322 
Zeile 19: Ausgaben für Transporte und Untersuchungen von psychisch Kranken, Einbürgerungsfeiern, Ersatzvornahmen u. Ä. 



Produkt 12.2.02 Ausländer- und Asylangelegenheiten 
 

Produktbeschreibung 
Das Produkt umfasst alle Tätigkeiten, die mit der Einreise, dem Aufenthalt und der Erwerbstätigkeit von Ausländern, EU-Bürgern und Asylbewerbern im 
Bundesgebiet innerhalb der Landkreiszuständigkeit anfallen. 

 

Auftragsgrundlage 

AufenthG, AsylG, FreizügG/EU, AufenthV, BeschV, IntV 

 

Ziele 

- Sachgerechte und verlässliche Entscheidungen über die Gewährung von Aufenthaltstiteln 

 

 

Verantwortung Frank Thies 



Produkt 12.2.02 Ausländer- und Asylangelegenheiten 
Produktergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2023 

Ansatz 
2024 

Ansatz 
2025 

Plan 
2026 

Plan 
2027 

Plan 
2028 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0 

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer für Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0 

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0 

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. Entgelte f. Inv.-Tätigk. 182.624 130.000 200.000 205.000 210.200 215.400 

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0 

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0 

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0 

11. sonstige ordentliche Erträge 46.783 1.500 1.500 1.500 1.500 1.500 

12. = Summe ordentliche Erträge 229.407 131.500 201.500 206.500 211.700 216.900 

13. Personalaufwendungen 1.174.940 1.596.600 1.671.200 1.712.700 1.756.000 1.799.500 

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 4.819 15.000 13.000 13.300 13.600 13.900 

16. Abschreibungen 297 0 0 0 0 0 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 130.021 150.000 160.000 164.000 168.100 172.300 

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.310.078 1.761.600 1.844.200 1.890.000 1.937.700 1.985.700 

21. = ordentliches Ergebnis -1.080.671 -1.630.100 -1.642.700 -1.683.500 -1.726.000 -1.768.800 

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

25. Jahresergebnis -1.080.671 -1.630.100 -1.642.700 -1.683.500 -1.726.000 -1.768.800 

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0 

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 494.249 606.100 668.400 685.500 703.400 721.300 

Saldo ILV -494.249 -606.100 -668.400 -685.500 -703.400 -721.300 

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -1.574.920 -2.236.200 -2.311.100 -2.369.000 -2.429.400 -2.490.100 



Produkt 12.2.02 Ausländer- und Asylangelegenheiten 
 

 

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr 

Stellenanteile 20,90 20,90 

 

 

Erläuterungen 
Zeile 5: Verwaltungsgebühren für Amtshandlungen der Ausländerbehörde 
Zeile 11: Bußgelder bzw. Zwangsgelder für Verstöße gegen das Aufenthaltsrecht 
Zeile 15: Laufende Kosten des in der Ausländerbehörde eingesetzten Sondersystems und Aufwendungen für die Ausstattung 
der Außendienstmitarbeiter 
Zeile 19: Laufende Kosten für die Beschaffung von Aufenthaltstiteln, Passersatzpapieren sowie für Identitätsklärungen, Türersatzleistungen u. Ä. 



Produkt 12.2.03 Gewerbe, Handwerk und Industrie (einschl. Wirtschaftsrecht) 
 

Produktbeschreibung 
Das Produkt beinhaltet die Ausführung des Gewerberechts, des Wirtschaftsrechts sowie der Handwerksordnung und des Gesetzes zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit. 

 

Auftragsgrundlage 

GewO, OwiG, HandwO, SchwarzarbG u. a. 

 

Ziele 
- Bei Hinweisen auf Zweifel an der Zuverlässigkeit von Gewerbetreibenden werden i. d. R. spätestens zwei Wochen nach Kenntnisnahme geeignete 
Maßnahmen 

eingeleitet. 
- Sachgerechte Entscheidung über gewerberechtliche Genehmigungsverfahren 

 

 

Verantwortung Frank Thies 



Produkt 12.2.03 Gewerbe, Handwerk und Industrie (einschl. Wirtschaftsrecht) 
Produktergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2023 

Ansatz 
2024 

Ansatz 
2025 

Plan 
2026 

Plan 
2027 

Plan 
2028 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0 

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer für Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0 

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0 

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. Entgelte f. Inv.-Tätigk. 9.222 10.000 10.000 10.200 10.500 10.700 

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0 

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0 

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0 

11. sonstige ordentliche Erträge 201.771 76.000 105.000 107.600 110.300 113.000 

12. = Summe ordentliche Erträge 210.993 86.000 115.000 117.800 120.800 123.700 

13. Personalaufwendungen 265.212 277.200 289.300 296.200 303.500 311.200 

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0 

16. Abschreibungen 7.373 0 10.000 10.200 10.500 10.700 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 467 2.000 2.000 2.000 2.100 2.100 

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 273.053 279.200 301.300 308.400 316.100 324.000 

21. = ordentliches Ergebnis -62.060 -193.200 -186.300 -190.600 -195.300 -200.300 

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

25. Jahresergebnis -62.060 -193.200 -186.300 -190.600 -195.300 -200.300 

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0 

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 96.375 98.700 99.000 101.600 104.200 106.900 

Saldo ILV -96.375 -98.700 -99.000 -101.600 -104.200 -106.900 

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -158.435 -291.900 -285.300 -292.200 -299.500 -307.200 



Produkt 12.2.03 Gewerbe, Handwerk und Industrie (einschl. Wirtschaftsrecht) 
 

 

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr 

Stellenanteile 2,95 2,95 

 

 

Erläuterungen 
Zeile 5: Verwaltungsgebühren für Amtshandlungen im Bereich Gewerberecht 
Zeile 11: Bußgelder bzw. Zwangsgelder aus Verstößen gegen das Gewerbe- und Handwerksrecht 
Zeile 19: Aufwendungen im Rahmen von Ermittlungen bei Verdachtsfällen der Schwarzarbeit 



Produkt 12.2.04 Landwirtschaftsbehörde, Jagd und Fischerei, Waffen- und Sprengstoffrecht 
 

Produktbeschreibung 
Das Produkt beinhaltet die Ausführung des Jagd- und Fischereirechts, des Waffen- und Sprengstoffrechts sowie die Wahrnehmung der Aufgaben der 
Landwirtschaftsbehörde. 

 

Auftragsgrundlage 

BJagdG, NJagdG, GrdSt.VG, NdsFischG, WaffG, SprengG u. a. 

 

Ziele 
- Sicherstellung der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der Allgemeinheit 
- Beantragte Erlaubnisse werden i. d. R. spätestens innerhalb von zwei Wochen nach vollständigem Eingang der notwendigen Unterlagen und 
Stellungnahmen 

beschieden. 

 

 

Verantwortung Frank Thies 



Produkt 12.2.04 Landwirtschaftsbehörde, Jagd und Fischerei, Waffen- und Sprengstoffrecht 
Produktergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2023 

Ansatz 
2024 

Ansatz 
2025 

Plan 
2026 

Plan 
2027 

Plan 
2028 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0 

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer für Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0 

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0 

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. Entgelte f. Inv.-Tätigk. 196.637 150.000 160.000 164.000 168.100 172.300 

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0 

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 13.046 18.000 18.000 18.400 18.800 19.300 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0 

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0 

11. sonstige ordentliche Erträge 14.935 2.000 5.000 5.100 5.200 5.300 

12. = Summe ordentliche Erträge 224.618 170.000 183.000 187.500 192.100 196.900 

13. Personalaufwendungen 249.039 300.500 393.200 402.700 412.900 423.100 

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 12.615 25.000 20.000 20.400 20.900 21.400 

16. Abschreibungen 2.472 2.100 200 200 200 200 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 6.300 11.300 19.300 19.700 20.200 20.600 

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 270.426 338.900 432.700 443.000 454.200 465.300 

21. = ordentliches Ergebnis -45.807 -168.900 -249.700 -255.500 -262.100 -268.400 

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

25. Jahresergebnis -45.807 -168.900 -249.700 -255.500 -262.100 -268.400 

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0 

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 139.151 133.800 193.800 198.800 204.000 209.200 

Saldo ILV -139.151 -133.800 -193.800 -198.800 -204.000 -209.200 

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -184.958 -302.700 -443.500 -454.300 -466.100 -477.600 



Produkt 12.2.04 Landwirtschaftsbehörde, Jagd und Fischerei, Waffen- und Sprengstoffrecht 
 

 

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr 

Stellenanteile 3,99 5,99 

 

 

Erläuterungen 
Zeile 5: Verwaltungsgebühren für Amtshandlungen der unteren Jagd- und Waffenbehörde 
Zeile 7: Erstattungen der Aufwendungen für den Schießstandssachverständigen von Schützenvereinen, Erstattungen vom Land für übertragene Aufgaben 
Zeile 11: Bußgelder für Verstöße gegen das Jagd- und Waffenrecht 
Zeile 15: Aufwendungen für Jagdprüfer, Hegeschauen etc. und Aufwendungen für die Ausstattung der Außendienstmitarbeiter 
Zeile 19: Aufwendungen für den Schießstandssachverständigen nach Prüfung von Schießständen und Personalnebenkosten 



Produkt 12.6.01 Abwehrender Brandschutz 
 

Produktbeschreibung 

Das Produkt beinhaltet die Tätigkeiten im Rahmen der Feuerwehrangelegenheiten. 

 

Auftragsgrundlage 

NBrandSchG 

 

Ziele 
- Aufrechterhaltung der hohen Einsatzbereitschaft und des Ausrüstungs- und Ausbildungsstandes der Kreisfeuerwehr 
- Vorhaltung von ausfallsicheren Notrufabfrage-, Alarmierungs- und Kommunikationseinrichtungen 
- Förderung und Betreuung des ehrenamtlichen Engagements durch zeitgemäße Aus- und Fortbildungsangebote und -einrichtungen 

 

 

Verantwortung Frank Thies 



Produkt 12.6.01 Abwehrender Brandschutz 
Produktergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2023 

Ansatz 
2024 

Ansatz 
2025 

Plan 
2026 

Plan 
2027 

Plan 
2028 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0 

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer für Investitionstätigkeit 1.186.785 896.000 896.000 918.400 941.600 964.900 

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 308.989 304.600 315.500 323.300 331.500 339.700 

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. Entgelte f. Inv.-Tätigk. 619.135 430.000 530.000 543.200 557.000 570.800 

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0 

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 346.648 667.000 788.800 808.400 828.900 849.300 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0 

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0 

11. sonstige ordentliche Erträge 8.603 0 0 0 0 0 

12. = Summe ordentliche Erträge 2.470.160 2.297.600 2.530.300 2.593.300 2.659.000 2.724.700 

13. Personalaufwendungen 1.653.185 1.857.200 2.001.500 2.051.100 2.103.200 2.155.200 

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.021.622 1.496.000 1.475.200 1.511.800 1.549.800 1.588.300 

16. Abschreibungen 524.964 501.800 551.400 565.000 579.300 593.600 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

18. Transferaufwendungen 1.108.004 829.700 907.000 929.600 953.200 976.800 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 241.955 462.000 319.800 327.500 335.900 344.100 

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.549.730 5.146.700 5.254.900 5.385.000 5.521.400 5.658.000 

21. = ordentliches Ergebnis -2.079.570 -2.849.100 -2.724.600 -2.791.700 -2.862.400 -2.933.300 

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

25. Jahresergebnis -2.079.570 -2.849.100 -2.724.600 -2.791.700 -2.862.400 -2.933.300 

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0 

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 824.661 806.300 833.200 847.800 863.000 878.300 

Saldo ILV -824.661 -806.300 -833.200 -847.800 -863.000 -878.300 

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -2.904.231 -3.655.400 -3.557.800 -3.639.500 -3.725.400 -3.811.600 



Produkt 12.6.01 Abwehrender Brandschutz 
 

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

Nr. Bezeichnung Gesamtausgabe-/ 
-einnahmebedarf 

(Ansatz) 

Ansatz 
2025 

Bisher 
bereitgestellt 

(Ansatz) 

Verpflichtungs- 
ermächtigungen 

Finanzplan 
2026 

Finanzplan 
2027 

Finanzplan 
2028 

Investitionen ab 50.000 € 

2022/32010 Beschaffung 
Rüstwagen Sottrum 

836.100 420.000 416.100 0 0 0 0 

2025/32010 Beschaffung 
Rüstwagen Zeven 

780.000 10.000 0 0 770.000 0 0 

2025/32060 Sammelinvestitionen 
Brandschutz 

69.000 69.000 0 0 0 0 0 

2025/32100 Beschaffung digitaler 
Alarmumsetzer 

60.000 60.000 0 0 0 0 0 

2025/32120 Feuerschutzsteuer - 
Anteil LK ROW 

-200.000 -200.000 0 0 0 0 0 

2025/32130 Software Pro-QA 330.000 330.000 0 0 0 0 0 

2025/32131 Software Pro-QA - 
Anteil LK HK u. WL 

-220.000 -220.000 0 0 0 0 0 

2025/32140 Software E-Call 125.000 125.000 0 0 0 0 0 

2025/32141 Software E-Call -  
Anteil LK HK u. WL 

-83.000 -83.000 0 0 0 0 0 

2025/32180 Verkauf v. bew. 
Anlagevermögen - Brandschutz 

-10.000 -10.000 0 0 0 0 0 

2025/32220 Neuorg. ELSt - 
Leitstellentechnik 

250.000 100.000 0 150.000 150.000 0 0 

Investitionen unter 50.000 € 

Summe 90.000 90.000 0 0 0 0 0 

 

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr 

Stellenanteile 25,20 26,20 

 

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr 

Führerscheine Klasse C (ab 7,5 t ZGG) durch Kreisfeuerwehrfahrschule 20 36 36 

Ausbildungen in der Brandsimulationsanlage 259 400 400 
 

Erläuterungen 
Zeile 2: Feuerschutzsteuer (Gemeindeanteil wird zu 100% an die Gemeinden ausgeschüttet) 
Zeile 5: Einnahmen aus Gebührenbescheiden für in der Feuerwehrtechnischen Zentrale durchgeführte Arbeiten; Einsatzkosten Gefahrgutzug 
Zeile 7: Erstattungen durch die am Leitstellenverbund beteiligten Landkreise sowie durch das Amt 38 für die Inanspruchnahme der Einsatzleitstelle 
Zeile 15: Kosten für den Betrieb der Feuerwehrtechnischen Zentrale und der Einrichtungen des abwehrenden Brandschutzes und der Einsatzleitstelle 
Zeile 18: Zuschüsse an die Kreisfeuerwehrverbände sowie Kosten für den Betrieb der Brandsimulationsanlage, Betriebskostenzuschuss AÖR Großleitstelle 
Zeile 19: Aufwendungen für den Betrieb der Feuerwehrtechnischen Zentrale, der Einsatzleitstelle, der Brandsimulationsanlage Schneeheide und der 
Kreisfeuerwehrfahrschule sowie Personalnebenkosten 



Produkt 12.7.01 Förderung des Rettungsdienstes 
 

Produktbeschreibung 
Das Produkt betrifft die im Rahmen des Amtes für Rettungsdienstmanagement nicht von den Kostenträgern anerkannten und zu erstattenden Kosten. 
Diese sind aus 
dem allgemeinen Haushalt zu finanzieren. 

 

Auftragsgrundlage 

Niedersächsische Rettungsdienstgesetz (NRettDG) und Bürgerentscheid vom 07.06.2009 

 

Ziele 
- Die Kosten für die nicht bedarfsgerechten Vorhaltungen für den Landkreis Rotenburg (Wümme) sollen so gering wie möglich gehalten werden bei 
gleichzeitiger 

Erfüllung des Bürgerentscheides. 

 

 

Verantwortung Silke Hinze 



Produkt 12.7.01 Förderung des Rettungsdienstes 
Produktergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2023 

Ansatz 
2024 

Ansatz 
2025 

Plan 
2026 

Plan 
2027 

Plan 
2028 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0 

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer für Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0 

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0 

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. Entgelte f. Inv.-Tätigk. 0 0 0 0 0 0 

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0 

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0 

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0 

11. sonstige ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

12. = Summe ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

13. Personalaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0 0 0 0 0 0 

16. Abschreibungen 5.354 5.300 5.200 5.300 5.400 5.600 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

18. Transferaufwendungen 2.218.500 2.332.200 0 0 0 0 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 2.223.854 2.337.500 5.200 5.300 5.400 5.600 

21. = ordentliches Ergebnis -2.223.854 -2.337.500 -5.200 -5.300 -5.400 -5.600 

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

25. Jahresergebnis -2.223.854 -2.337.500 -5.200 -5.300 -5.400 -5.600 

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0 

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 4.291 7.800 6.400 6.600 6.800 7.000 

Saldo ILV -4.291 -7.800 -6.400 -6.600 -6.800 -7.000 

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -2.228.145 -2.345.300 -11.600 -11.900 -12.200 -12.600 



Produkt 12.7.01 Förderung des Rettungsdienstes 

 

 

 

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr 

€ 1.441.495,51 2.332.255,16 2.566.861,91 



Produkt 12.7.02 Rettungsdienst 
 

Produktbeschreibung 
Dieses Produkt beinhaltet sämtliche Belange, die für die Durchführung der Notfallrettung, Rettungsdienst und Notarzteinsätze, sowie den qualifizierten 
Krankentransport von Bedeutung sind. So finden sich hier zum einen die Aufwendungen und Erträge für den Regelrettungsdienst wieder, zum anderen 
aber auch die 
Aufwendungen des Bürgerentscheids. 

 

Auftragsgrundlage 

Niedersächsisches Rettungsdienstgesetz (NRettDG) 

 

Ziele 

In Anlehnung an das Niedersächsische Rettungsdienstgesetz, die Verordnung über die Bemessung des Bedarfs an Einrichtungen des Rettungsdienstes 
und dem 
Sozialgesetzbuch V, ist eine kontinuierliche und gesetzeskonforme Versorgung der Bevölkerung im Bereich Rettungsdienst und qualifizierten 
Krankentransport 
anzustreben und umzusetzen. 

 

Maßnahmen zur Zielerreichung 
Im Rahmen der Tätigkeitsschwerpunkte Rettungsdienst, qualifizierter Krankentransport und Notarzteinsätze sind,gemeinsam mit dem Beauftragten, 
geeignete 
Maßnahmen zu erarbeiten und umzusetzen, um die gesetzlichen Vorgaben des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes, der Verordnung über die 
Bemessung des 
Bedarfs an Einrichtungen des Rettungsdienstes und des Sozialgesetzbuch V zu erfüllen. Dies insbesondere vor dem Hintergrund der mit den 
Kostenträgern 
vereinbarten wirtschaftlichen Gesamtkosten für das jeweilige Jahr, so dass letztendlich dem Prinzip der Kostendeckung gemäß § 15 (2) Satz 3 NRettDG 
Rechnung 
getragen wird. Hiervon ausgenommen ist die Umsetzung des Bürgerentscheids - auch dieser ist jedoch unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit 
durchzuführen. 

 

Verantwortung Silke Hinze 



Produkt 12.7.02 Rettungsdienst 
Produktergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2023 

Ansatz 
2024 

Ansatz 
2025 

Plan 
2026 

Plan 
2027 

Plan 
2028 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0 

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer für Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0 

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0 

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. Entgelte f. Inv.-Tätigk. 18.276.618 16.500.000 19.510.000 19.997.700 20.505.000 21.012.200 

6. privatrechtliche Entgelte 0 2.000 0 0 0 0 

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 2.218.935 2.332.200 0 0 0 0 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0 

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0 

11. sonstige ordentliche Erträge 53.097 5.000 500 500 500 500 

12. = Summe ordentliche Erträge 20.548.650 18.839.200 19.510.500 19.998.200 20.505.500 21.012.700 

13. Personalaufwendungen 515.212 461.500 544.200 557.500 571.500 585.700 

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 16.108.828 18.007.700 20.076.800 20.577.800 21.099.800 21.621.500 

16. Abschreibungen 1.034.470 980.100 1.257.200 1.288.400 1.321.100 1.353.900 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 219.744 162.900 264.200 270.500 277.300 284.200 

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 17.878.254 19.612.200 22.142.400 22.694.200 23.269.700 23.845.300 

21. = ordentliches Ergebnis 2.670.396 -773.000 -2.631.900 -2.696.000 -2.764.200 -2.832.600 

22. außerordentliche Erträge 15.956 0 0 0 0 0 

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

24. außerordentliches Ergebnis 15.956 0 0 0 0 0 

25. Jahresergebnis 2.686.352 -773.000 -2.631.900 -2.696.000 -2.764.200 -2.832.600 

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0 

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Saldo ILV 0 0 0 0 0 0 

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV 2.686.352 -773.000 -2.631.900 -2.696.000 -2.764.200 -2.832.600 



Produkt 12.7.02 Rettungsdienst 
 

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

Nr. Bezeichnung Gesamtausgabe-/ 
-einnahmebedarf 

(Ansatz) 

Ansatz 
2025 

Bisher 
bereitgestellt 

(Ansatz) 

Verpflichtungs- 
ermächtigungen 

Finanzplan 
2026 

Finanzplan 
2027 

Finanzplan 
2028 

Investitionen ab 50.000 € 

2020/15110 Rettungswache-SEG 
Rotenburg - Planungskosten 

20.925.000 0 725.000 1.000.000 3.300.000 2.300.000 2.300.000 

2025/15210 RW Lauenbrück - 
Erweiterung 

200.000 100.000 0 100.000 100.000 0 0 

2025/38010 Fahrzeuge 
Rettungsdienst 

1.410.000 1.410.000 0 0 0 0 0 

2025/38020 BGA Rettungsdienst 1.500.000 1.500.000 0 0 0 0 0 

2025/38030 Massenanfall von 
Verletzten (ManV)-Komponenten 

110.000 110.000 0 0 0 0 0 

2025/38050 Verkauf v. 
Anlagevermögen 

-30.000 -30.000 0 0 0 0 0 

2026/38010 Fahrzeuge 
Rettungsdienst 

528.000 0 0 528.000 528.000 0 0 

2026/38020 BGA Rettungsdienst 572.000 0 0 572.000 572.000 0 0 

2027/38010 Fahrzeuge 
Rettungsdienst 

1.161.600 0 0 1.161.600 0 1.161.600 0 

2027/38020 BGA Rettungsdienst 1.016.400 0 0 1.016.400 0 1.016.400 0 

2028/38010 Fahrzeuge 
Rettungsdienst 

1.943.300 0 0 1.943.300 0 0 1.943.300 

2028/38020 BGA Rettungsdienst 1.597.200 0 0 1.597.200 0 0 1.597.200 

Investitionen unter 50.000 € 

Summe 237.300 25.000 0 0 115.900 48.200 48.200 

 

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr 

Stellenanteile 5,00 6,12 

 

Leistungsdaten und Kennzahlen Ist Vorvorjahr Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr 

Gesamtzahl der fakturierten Einsätze in den Bereichen Notfallrettung, 
Notarzteinsätze und 

   

qualifizierter Krankentransport. 30.504   

 

Erläuterungen 
Zeile 5: Entgelte und Gebühren aus Rettungsdienst und qualifizierten Krankentransport 
Zeile 7: Erstattungen des Landkreises für den Bürgerentscheid und sonstige unwirtschaftliche Kosten, die nicht von den Krankenkassen refinanziert werden 
Zeile 11: Erträge aus Mahngebühren, Säumniszuschlägen etc. 
Zeile 15: Aufwendungen u.a. für Kfz-Versicherungen aller Rettungsdienstfahrzeuge, ÖEL, Kostenerstattungen an das DRK und Amt 32 für den rettungsdienstlichen 
Anteil der Einsatzleitstelle für Rettungsdienst und Feuerwehr in Zeven (60 %), Gebäudewirtschaftliche Kosten, u.a. Unterhaltung und Bewirtschaftung der Gebäude 
sowie Außenanlagen 
Zeile 19: Aufwendungen für SEG-Einsätze, Hurricane-Pauschale für DRK Harburg-Land, Sachkosten und Querschnittsleistungen z. B. Unterstützung durch Amt 12 



Produkt 12.8.01 Katastrophenschutz 
 

Produktbeschreibung 

Das Produkt beinhaltet alle Angelegenheiten im Rahmen des Katastrophenschutzes. 

 

Auftragsgrundlage 

NKatSG 

 

Ziele 
- Aufrechterhaltung der hohen Einsatzbereitschaft und des Ausrüstungs- und Ausbildungsstandes der Einheiten des Katastrophenschutzes 
- Förderung und Betreuung des ehrenamtlichen Engagements 

 

 

Verantwortung Frank Thies 



Produkt 12.8.01 Katastrophenschutz 
Produktergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2023 

Ansatz 
2024 

Ansatz 
2025 

Plan 
2026 

Plan 
2027 

Plan 
2028 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0 

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer für Investitionstätigkeit 5.697 7.000 7.000 7.100 7.300 7.500 

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0 

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. Entgelte f. Inv.-Tätigk. 9.110 0 0 0 0 0 

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0 

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 64.341 5.000 10.000 10.200 10.500 10.700 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0 

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0 

11. sonstige ordentliche Erträge 18.700 0 0 0 0 0 

12. = Summe ordentliche Erträge 97.848 12.000 17.000 17.300 17.800 18.200 

13. Personalaufwendungen 290.852 317.500 335.600 343.600 352.300 361.100 

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 141.891 596.700 351.600 360.000 369.000 378.300 

16. Abschreibungen 68.141 65.000 72.900 74.500 76.400 78.300 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

18. Transferaufwendungen 50.000 80.000 50.000 51.200 52.500 53.800 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 5.000 5.100 5.200 5.300 

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 550.883 1.059.200 815.100 834.400 855.400 876.800 

21. = ordentliches Ergebnis -453.036 -1.047.200 -798.100 -817.100 -837.600 -858.600 

22. außerordentliche Erträge 4.761 0 0 0 0 0 

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

24. außerordentliches Ergebnis 4.761 0 0 0 0 0 

25. Jahresergebnis -448.275 -1.047.200 -798.100 -817.100 -837.600 -858.600 

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0 

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 91.288 111.700 113.100 116.000 119.100 122.100 

Saldo ILV -91.288 -111.700 -113.100 -116.000 -119.100 -122.100 

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -539.563 -1.158.900 -911.200 -933.100 -956.700 -980.700 



Produkt 12.8.01 Katastrophenschutz 
 

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

Nr. Bezeichnung Gesamtausgabe-/ 
-einnahmebedarf 

(Ansatz) 

Ansatz 
2025 

Bisher 
bereitgestellt 

(Ansatz) 

Verpflichtungs- 
ermächtigungen 

Finanzplan 
2026 

Finanzplan 
2027 

Finanzplan 
2028 

Investitionen ab 50.000 € 

2025/32080 Inv.-zuschuss an 
Hilfsorganisationen im KatS 

50.000 50.000 0 0 0 0 0 

2025/32150 Bildung Einsatzkon. 
KatS - Fahrz. Sollstärkenerl. 

3.000.000 320.000 0 1.608.000 536.000 536.000 536.000 

2025/32170 Lizenzen Comannd X 
für Kommunen 

70.000 70.000 0 0 0 0 0 

2025/32190 Inv.-förderung DRK 
BRV - Anbau Solferinohaus 

100.000 100.000 0 0 0 0 0 

Investitionen unter 50.000 € 

Summe 45.000 45.000 0 0 0 0 0 

 

Stellenplanauszug Plan Vorjahr Plan lfd. Jahr 

Stellenanteile 3,30 3,30 

 

 

Erläuterungen 
Zeile 2: Zuschüsse des Bundes für Katastrophenschutzfahrzeuge 
Zeile 7: Erstattungen vom Bund für die Wartung u. Reparatur von Bundesfahrzeugen 
Zeile 15: Kosten des laufenden Betriebes der Katastrophenschutzkomponenten sowie Kosten für Übungen und Einsätze 
Zeile 18: Zuschüsse zum laufenden Betrieb für die am Katastrophenschutz beteiligten Hilfsorganisationen, Codierung Sirenenmeldeempfänger der Gemeinden (20 € x 
300 Sirenen) 
Zeile 19: Aufwendungen für die Mitglieder der TEL (Technische Einsatzleitung) 



Produkt 31.5.51 Erstaufnahme von Flüchtlingen 
 

Produktbeschreibung 
Das Produkt umfasst die Tätigkeiten, die im Zusammenhang mit der Erstaufnahme von Flüchtlingen im Rahmen der vertraglichen Übernahme von 
Unterbringungsverpflichtungen des Landes Niedersachsen anfallen. 

 

Auftragsgrundlage 

Verwaltungsvereinbarung mit dem Land Niedersachsen 

 

 

 

Verantwortung Frank Thies 



Produkt 31.5.51 Erstaufnahme von Flüchtlingen 
Produktergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2023 

Ansatz 
2024 

Ansatz 
2025 

Plan 
2026 

Plan 
2027 

Plan 
2028 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0 0 0 0 

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen außer für Investitionstätigkeit 0 0 0 0 0 0 

3. Auflösungserträge aus Sonderposten 0 0 0 0 0 0 

4. sonstige Transfererträge 0 0 0 0 0 0 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte außer Beiträgen u.ä. Entgelte f. Inv.-Tätigk. 0 0 0 0 0 0 

6. privatrechtliche Entgelte 0 0 0 0 0 0 

7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 0 0 0 0 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 0 0 0 0 0 0 

9. aktivierungsfähige Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 

10. Bestandsveränderungen 0 0 0 0 0 0 

11. sonstige ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

12. = Summe ordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

13. Personalaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

14. Versorgungsaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 780.926 0 0 0 0 0 

16. Abschreibungen 0 0 0 0 0 0 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

18. Transferaufwendungen 0 0 0 0 0 0 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 780.926 0 0 0 0 0 

21. = ordentliches Ergebnis -780.926 0 0 0 0 0 

22. außerordentliche Erträge 0 0 0 0 0 0 

23. außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 0 

24. außerordentliches Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

25. Jahresergebnis -780.926 0 0 0 0 0 

Summe Jahr.Fehlbetr. aus Vorj. § 2 VI KomHKVO 0 0 0 0 0 0 

Erträge aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0 0 0 0 

Saldo ILV 0 0 0 0 0 0 

Ergebnis unter Berücksichtigung ILV -780.926 0 0 0 0 0 



Produkt 31.5.51 Erstaufnahme von Flüchtlingen 
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